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I. Einleitung Die folgenden Ausführungen beziehen ſich ledig⸗ 


erklänläßlich der Abgabe der Einkommenſteuer⸗ 
rug und Körperſchaftſteuererklä⸗ 
1 für 1938 haben ſich für die gewerblichen 
anne nehmer der Oſtmark viele Zweifelsfragen er⸗ 
= n denen die wichtigſten hier behandelt wer⸗ 
daß u ten. Dieſe Zweifel beruhen zum Teil darauf, 
25 935 Oſtmark der ſteuerliche Gewinn erſtmals 
kei a des deutſchen Einfommen- 
daß ſich jr es zu ermitteln iſt. Dazu kommt, 
= A iſch er Gegenüberſtellung des nach öſter⸗ 
abſchluff 5 m Recht aufzuſtellenden Haupt- 
ſchem R ſes für 1937 und des nach deut 
ſes für 19g aufauftellenden Hauptabſchluſ⸗ 
Außerdem 5h gewiſſe Schwierigkeiten ergeben. 

aben viele Unternehmer die Aufſtellung 
der Schlußbilanz für 1938 mit der Aufſtellung 
der Reichsmarkeröffnungsbilanz nach 
der Umſtellungsverordnung verbunden, was zu weite⸗ 
ren rechtlichen Zweifeln Anlaß gegeben hat. 


lich auf die buchführenden Gewerbetreibenden, die 
ihren Gewinn durch Beſtandsvergle ich ermit⸗ 
teln. Nach öſterreichiſchem Recht (Artikel 6 Abſatz 4 
der Verordnung vom 10. April 1924, BGBl. Nr. 111) 
und nach deutſchem Recht (8 4 Abſatz 3 EStch könnte 
und kann der Gewinn auch durch Vergleich der 
Betriebseinnahmen und der Betriebs ⸗ 
ausgaben ermittelt werden, wenn das Betriebs- 
vermögen weſentliche Schwankungen nicht aufweiſt. 
Auf dieſe Möglichkeit wird hier nicht eingegangen. 


A. Die Gewinnermittlung für 1938 


2. Die Anfangsbilang 
85 4 und 5 des Einkommenſteuergeſetzes gemäß 


wird als ſteuerlicher Gewinn der Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen dem Betriebsvermögen am Schluß des 
Wirtſchaftsjahrs und dem Betriebsvermögen am 
Schluß des vorangegangenen Wirtſchaftsjahrs, erhöht 
um den Wert der Privatentnahmen und vermindert 
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um den Wert der Neueinlagen, angeſehen. Das An⸗ 
fangsbetriebsvermögen ergibt ſich aus dem 
Hauptabſchluß für 1937, der nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht und in öſterreichiſcher Wäh⸗ 
rung aufsuſtellen war. Das Betriebsvermögen am 
Schluß des Gewinnermittlungszeitraums ergibt ſich 
aus dem Hauptabſchluß für 1938, der ſteuerrechtlich 
nach dem deutſchen Einkommenſteuergeſetz und 81 
der Umſtellungsverordnung gemäß in Reichsmark 
aufzuſtellen iſt. Da die Betriebsvermögen zu Beginn 
und zu Ende des Gewinnermittlungszeitraums nur 
dann miteinander verglichen werden können, wenn 
ſie auf die gleiche Währung lauten, muß das An: 
fangsbetriebspermögen in Reichsmark um ge- 
rechnet werden. Dabei kommt nicht der Kurswert, 
der zur Zeit des Hauptabſchluſſes für 1937 galt (1 S 
= 0,46 RM), ſondern der neue Umrechnungs⸗ 
kurs von 1 S = 0,66 RM in Betracht. 


Beiſpiel A: 

Das Betriebsvermögen am 31. Dezember 1937 
betrug 100 000 S, das Betriebsvermögen am 31. De⸗ 
zember 1938 70 000 RM. Das Betriebsvermögen 
am 31. Dezember 1937 iſt in Reichsmark umgerech⸗ 
net 66 667 RM. Die Betriebsvermögenserhöhung 
beträgt 3 388 RM. 


Die Umrechnung der Schillingwerte in Reichs ⸗ 
markwerte iſt eine rein rechneriſche. Eine 
Prüfung der einzelnen Wertanſätze auf 
ihre Berechtigung findet nicht ſtatt. Wegen der Mög⸗ 
lichkeit, die Hauptabſchlußbilanz 1937 gemäß den Am⸗ 
neſtiebeſtimmungen zu berichtigen, Hinweis auf 
Abſchnitte 15 und folgende. 


3. Wahl des Bilanztags für den Hauptabſchluß 1938 


Nach öſterreichiſchem Recht (8 156 Perſonal⸗ 
ſteuergeſetz, Artikel 3 Abſatz 2 der Durchführungsver⸗ 
ordnung vom 7. Auguſt 1925 BGBl. Nr. 311) war die 
Veranlagung regelmäßig nach Ablauf 
eines Kalenderjahrs auf Grund des in dieſem 
Kalenderjahr tatſächlich erzielten ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens vorzunehmen. Der Steuerpflichtige konnte 
auch die Beſteuerung nach Wirtſchafts⸗ 
perioden verlangen, wenn dieſe einen einjährigen 
Zeitraum umfaßten. Ein Wechſel in der Wirt- 
ſchaftsperiode war von der Zuſtimmung der 
Steuerbehörde abhängig. 


Nach deutſchem Recht (§ 2 Abſatz 5 EStG, 81 
der Zweiten ESt Do) können Gewerbetreibende, 
deren Firma im Handelsregiſter eingetra- 
gen iſt und die Bücher nach den Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs ordnungsmäßig führen, der Be⸗ 
ſteuerung den Gewinn aus einem vom Kalender— 
jahr abweichenden Wirtſchaftsjahr zu⸗ 
grunde legen. Dieſes Wirtſchaftsjahr darf nicht mehr 
als zwölf Monate umfaſſen. Unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen darf es einen Zeitraum von weniger als 
zwölf Monaten umfaſſen. 


Dieſe Regelung gilt mit einführung des 
deutſchen Einkommenſteuerrechts in der 
Oſtmark auch für die öſterreichiſchen Unternehmer. Ge⸗ 
werbetreibende, die nicht als Vollkaufleute 
im Sinn dieſer Beſtimmung anzuſehen find, müſſen 


daher ihr Wirtſchaftsjahr auf das Kalender jahr 

umſtellen. Ein Abſchluß für einen anderen Tag 

als den 31. Dezember 1938 iſt ihnen nicht mehr mög⸗ 
lich. Anderſeits find Vollkaufleute an ihren bis⸗ 
herigen Abſchlußtag nicht mehr gebunden. 

Beiſpiele: 

B. Ein Handwerker, der nicht Vollkaufmann 
iſt, hatte bisher ein Wirtſchaftsjahr vom 1. Juli bis 
30. Juni. Er mußte im Kalenderjahr 1938 ſein 
Wirtſchaftsjahr auf das Kalenderjahr umſtellen. 
Der Beſteuerung für 1938 unterliegen dann die Ge⸗ 
winne aus dem Wirtſchaftsjahr vom 1. Juli 1937 
bis 30. Juni 1938 und aus dem Rumpſwirtſchafts⸗ 
jahr vom 1. Juli bis 31. Dezember 1938. 

C. Ein Vollkaufmann (3. B. eine juriſtiſche Per⸗ 
ſon des Handelsrechts) hatte bisher als Wirtſchafts⸗ 
iahr das Kalenderjahr. Er konnte im Jahr 1938 zu 
einem anderen Wirtſchaftsjahr übergehen. Wählte 
er den 30. September als Abſchlußtag, ſo unterliegt 
der Beſteuerung für 1938 der Gewinn aus dem 
Rumpfwirtſchaftsjahr vom 1. Januar bis 30. Sep⸗ 
tember 1938. 

D. Ein Vollkaufmann hatte bisher ein Wirt⸗ 
ſchaftsjahr vom 1. Oktober bis 30. September. Er 
will 1938 auf das Kalenderjahr umſtellen. Für die⸗ 
ſen Zweck mußte er ein Rumpfwirtſchaftsjahr vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1938 bilden. Der Be⸗ 
ſteuerung für 1938 unterliegen dann die Gewinne 
aus dem Wirtſchaftsjahr vom 1. Oktober 1937 bis 
30. September 1938 und aus dem Rumpfwirtſchafts. 
jahr vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1938. 


Es iſt die Frage aufgetaucht, ob angeſichts des 
Wortlauts des $ 2 Abſätze 2 und 3 der Um 
ſtellungsverordnung dieſe Regelung auch 
dann gilt, wenn der Hauptabſchluß für 1938 auf einen 
Tag aufgeſtellt wird, der dem Re ichs markeröff⸗ 
nungsbilanztag unmittelbar vorher⸗ 
geht (Hinweis auf § 4 Abſatz 1 der Umſtellungsver⸗ 
ordnung). Die Abſätze 2 und 3 des § 2 der Umſtel⸗ 
lungsverordnung lauten: 


„(). Wird die Eröffnungsbilanz für einen an⸗ 
deren Zeitpunkt als für den Beginn eines neuen Ge⸗ 
ſchäftsjahrs aufgeſtellt, ſo kann das Geſchäftsjahr, 
auch mit rückwirkender Kraft, ſo verlegt werden, 
daß es mit dem Kalendertag beginnt, der dem Stich⸗ 
tag der Eröffnungsbilanz entſpricht; der bis zu 
jenem Zeitpunkt abgelaufene Teil des Geſchäftsjahrs 
kann in dieſem Falle dem vorhergehenden Geſchäfts⸗ 
jahr hinzugerechnet werden. 

(3) Wird die Eröffnungsbilanz für einen ande⸗ 
ren Zeitpunkt als für den Beginn eines neuen Ge⸗ 
ſchäftsjahrs aufgeſtellt, ohne daß zugleich das Ge⸗ 
ſchäftsjahr verlegt wird, fo kann der bis zu 
jenem Zeitpunkt abgelaufene Teil des laufenden 
Geſchäftsjahrs dem vorhergehenden und der noch 
nicht abgelaufene Teil dem neuen Geſchäftsjahr 
hinzugerechnet werden.“ 


Daraus iſt im Schrifttum gefolgert worden (3. B. 
Adler⸗Düring⸗Schmaltz, Die Umſtellungsbilanzen in 
der Oſtmark S. 14 bis 19, Böttcher⸗Meilicke, Reichs⸗ 
markbilanzen in der Oſtmark S. 32 und 33), daß auch 
ſteuerlich ein Wirtſchaftsjahr von mehr als 
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zwölf Monaten zuläſſig ſei. Abgeſehen davon, daß 
ſich das in den meiſten Fällen für den Steuerpflichti⸗ 
gen ungünſtig auswirken würde, ift es auch re chtlich 
e zuläſſig. Böttcher⸗Meilicke ſind z. B. der 
Anſicht, daß ein Steuerpflichtiger, deſſen Wirtſchafts⸗ 
jahr bisher das Kalenderjahr war und der zum 1. April 
1938 ‚feine Reichsmarkeröffnungsbilanz aufitellt, das 
Geschäftsjahr 1937 bis zum 31. März 1938 verlängern 
könne. Der Gewinn dieſer fünfzehn Monate ſei dann 
als Gewinn des Kalenderjahrs 1938 zu verſteuern; das 
Wirtſchaftsjahr vom 1. April 1938 bis zum 31. Dezem⸗ 
ber 1939 (einundzwanzig Monate) würde der Einkom⸗ 
menſteuer 1939 unterliegen. Für die Einkommenſteuer 
1937 wäre alſo kein Raum, ein Wirtſchafts jahr 
s ausfallen. 

a iſt mit den (öſterreichiſchen und deut 
ſteuerlichen Grundſätzen nicht vereinba ir 
jedem Kalenderjahr muß mindeſtens 
ein Wirtſchaftsjahr enden. In dem wieder⸗ 
gegebenen Beiſpiel würde, richtig geſehen, der Beſteue⸗ 
rung für 1937 der Gewinn aus den zwölf Monaten 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1937 unterliegen, der 
erforderlichenfalls, d. h. wenn auf den 31. Dezember 
1937 ein Abſchluß nicht gemacht worden wäre 
ſchätzungsweiſe feſtzuſtellen wäre. Der Beſteuerung 
für 1938 würde der Gewinn der drei Monate Januar 
fie 1938 unterliegen. Als Gewinn des Kalen⸗ 
e 1939 wäre mangels eines Abſchluſſes für den 
3 be 1938 der Gewinn des Zeitraums vom 
m 0 1938 bis 31. Dezember 1989 anzuſehen. Dabei 
ee on daß für Kö tper ſchaften der Ge⸗ 
Gesehen den erhöhten Körperſchaftſteuerſätzen des 
2. Ji. a Erhöhung der Körperſchaftſteuer vom 
ar = RGBl. 1 S. 952, unterliegt ($ 12 der 
licher 58 erordnung zur Einführung ſteuerrecht⸗ 
1155 1938 En en vom 17. Dezem⸗ 
8 1 S. und daß natürli 
be 8 81 5 > a gene de Br 
Steuerſätzen, die en er dem Ein 1 
e e a e 
| te Beſtimmung des § 1 der wei 
5 geht alſo ſteuerlich der 7 
1 chtlichen Beſtimmung des $ 2 der Umftel- 

ungsperordnung vor. 


4. Die Bewertung im Hauptabſchluß 1938 


Die Bewertung iſt en 8 
g it entſprechend den Beſt A 
gen des § 6 EStG vorzunehmen. 1 


77 : 85 3 

daß aa bon öſterreichiſcher Seite geltend gemacht, 
Selen 8 ic. des nach deutſchem Steuerrecht 
abſchluß etriebsvermögens im Haupt⸗ 
189 Reh 1938 mit dem nach öſterreichi⸗ 
Hauptabſ 91 ermittelten Betriebsvermögen im 
Dieſe Befürcht uß für 1937 zu Härten führe. 
Bewerkun a iſt unbegründet. Das deutſche 
B Oft 8 cht unterſcheidet ſich von dem bis⸗ 
ke uu geltenden Bewertungsrecht nur in 
lung — Punkten, wenn auch die Rege⸗ 
ſteuergeſezes ift Hen als die des Perſonal⸗ 
führungserlaß Nr. 8/1927 Bel. W. 100 . u 

A Nr. 1 
An 1 5 das Perſonalſteuergeſetz unterſchied zwiſchen 

agevermögen und Umlaufvermögen. 


das in der Regel als Betriebsvermögen bezeichnet 
wurde. Grundlage für die Bewertung des Anlage⸗ 
vermögens waren die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten. Bei abnutzbaren Anlagegütern waren Abſetzun⸗ 
gen für Abnutzung (Abſchreibungen“) vorzunehmen, 
die vom Buchwert oder von den Anſchaffungskoſten be⸗ 
rechnet werden konnten. Eine Bewertung mit dem 
niedrigeren Teilwert war als ſolche nicht be⸗ 
kannt. Unter den Begriff der Abſchreibungen fielen 
aber nicht nur die „vorſichtsweiſe buchmäßige Werr⸗ 
abſchreibung wegen ſolcher Verluſte und Wertminde⸗ 
rungen, die als voraus ſichtliches Ergebnis der 
Geſchäftsverhältniſſe zu gewärtigen ſind“, ſondern 
auch die „buchmäßige Durchführung bereitswirk⸗ 
lich eingetretener Verluſte“ (Artikel 8 der 
Durchführungsverordnung vom 7. Auguſt 1925 BGBl. 
Nr. 311), ſo daß jede Wertminderung einer⸗ 
lei ob durch techniſche oder wirtſchaftliche Abnutzung 
oder durch Entbehrlichkeit des Gegenſtands für den 
Betrieb erfaßt werden konnte. 

Das Umlaufvermögen war entweder mit 
dem (fiktiven) Anſchaffungswert am Bilanztag oder 
mit dem (niedrigeren) tatſächlichen Anſchaffungswert 
anzuſetzen. Von dieſen Werten konnten „aus beſonde⸗ 
ren Gründen“ Abſchreibungen vorgenommen 
werden (entſprechend dem Anſatz des niedrigeren Teil⸗ 
werts im $ 6 Ziffer 2 EStG). Der Unterſchied zum 
deutſchen Recht liegt alſo lediglich darin, daß der 
Grundſatz des Wertzuſammenhangs beim 
Umlaufvermögen durchbrochen iſt. Abſchreibungen auf 
ideelle Werte (Firmenwert) waren wie im deut⸗ 
ſchen Recht nicht zuläſſig. 

Durch beſondere Beſtimmungen war 
unterſagt, den Wert eines Wirtſchaftsguts vor Eintritt 
des Verluſts ganz abzuſchreiben. Abſchreibungen, die 
die Verluſte oder Verluſtgefahren überſtiegen und ſomit 
einer Theſaurierung des Einkommens dienten, oder 
Bewertungen, die das allgemein übliche oder durch die 
beſonderen tatſächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte 
Maß überſchritten oder nicht erreichten oder gar die 
Abſicht einer weſentlichen Herabdrückung des 
mirklichen Reinertrags erkennen ließen, 
waren unzuläſſig (Artikel 6 Abſatz 8 der Durchfüh⸗ 
rungsverordnung vom 10. April 1924 BGBl. Nr. 111, 
Artikel 8 Abſätze 5 und 6 der Durchführungsverord⸗ 
nung vom 7. Auguſt 1925 BGBl. Nr. 311). 

Das Perſonalſteuergeſetz ſtand alſo hinſichtlich des 
Mindeſtwertprinzips auf demſelben ſtrengen 
Standpunkt wie das Einkommenſteuergeſetz. Wenn der 
Steuerpflichtige in Oſterreich hinſichtlich der Bewer⸗ 
tung mehr Spielraum hatte als im Altreich, ſo 
lag das nicht am Geſetz, ſondern nur an der Aus 
nutzung der ungünſtigeren Lage der Steuerbehörden 
gegenüber dem Steuerpflichtigen, die ſich ſchon als 
Folge der gegenüber dem Altreich ſchwächeren Wirk⸗ 
ſamkeit des Betriebsprüfungsdienſtes 
ergab. 

Die öſterreichiſchen Unternehmer, die ſich gegen 
einen Vergleich der Bilanzen für 1937 und 1938 weh⸗ 
ren, machen auch nicht ernſtlich die Verſchieden⸗ 
heit der geſetzlichen Bewertungsbeſtimmungen im 
Perſonalſteuergeſetz und im Einkommenſteuergeſetz 
geltend. Der Grund, warum ein ſolcher Vergleich unter 
Umſtänden ein falſches Bild vom Ertrag des 
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Wirtſchaftsjahrs 1938 ergibt, ift vielmehr 
der, daß die Wertanſätze im Hauptabſchluß 1937 oft 
zu niedrig gewählt worden ſind. Vielfach iſt das 
unter Verletzung der Bewertungsbeſtimmungen 
des öſterreichiſchen Steuerrechts geſchehen. Die Be⸗ 
handlung dieſer ſtillen Rücklagen, die teilmeife 
durch die Aufſtellung der Schlußbilanz 1938, teilweiſe 
auch erſt durch die Aufſtellung der Reichsmarkeröff⸗ 
nungsbilanz aufgedeckt werden, iſt für die Oſtmark ein 
überaus wichtiges Problem und ſoll in einem beſon⸗ 
deren Abſchnitt erörtert werden (Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 15). 

In den folgenden Abſchnitten werden noch die 
beſonderen Bewertungsfragen, die ſich bei den Waren⸗ 
vorräten, bei den Währungsforderungen und Wäh⸗ 
rungsſchulden und bei den Privatentnahmen und Neu⸗ 
einlagen ergeben, behandelt werden. 


5. Bewertung der Warenvorräte 


Waren (Fertig- und Halbfertigfabrikate) find 
grundſätzlich mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten zu bewerten. Nach dem Gutachten des Reichs⸗ 
finanzhofs vom 4. Februar 1939, RStBl. 1939 S. 321, 
gehören zu den Herſtellungskoſten auch die ſogenann⸗ 
ten Fertigungsgemeinkoſten, d. h. die an⸗ 
teilig auf die Ware entfallenden allgemeinen Betriebs⸗ 
und Verwaltungskoſten. Die öſterreichiſchen Unter⸗ 
nehmer haben zum großen Teil dieſe Fertigungs⸗ 
gemeinkoſten bei der Bewertung im Hauptabſchluß 
1937 nicht berückſichtigt. Kann der Ausweis der 
Fertigungsgemeinkoſten im Hauptabſchluß 1938, der 
zu einer fühlbaren Erhöhung des Gewinns führen 
würde, verlangt werden? 

In dem bezeichneten Gutachten führt der R§H 
aus, daß die Behandlung der Gemeinkoſten bis zum 
Erlaß der Aktienrechtsnovelle vom 19. Sep⸗ 
tember 1931 (und des § 133 des Aktiengeſetzes vom 
30. Januar 1937) handelsrechtlich umſtritten geweſen 
ſei. Erſt auf Grund dieſer Anderungen der handels⸗ 
rechtlichen Bewertungsbeſtimmungen ſei auch die 
ſteuerliche Frage der Aktivierungspflicht zu bejahen 
geweſen. Für die Auslegung des § 6 EStG ſei davon 
auszugehen, daß das EStG 1934 den Begriff 
„Herſtellungskoſten“ im Sinn des durch die Aktien⸗ 
rechtsnovelle von 1931 geſtalteten kaufmänniſchen und 
handelsrechtlichen Gebrauchs gewählt habe. 

Das Aktiengeſetz vom 30. Januar 1937 iſt 
grundſätzlich mit Wirkung vom 1. Januar 1939 in der 
Oſtmark in Kraft getreten. Seine Beſtimmungen 
gelten aber für die einzelne Aktiengeſell⸗ 
ſchaft erſt mit der Eintragung der 
Satzungsänderung ($$ 1 und 7 der Zweiten 
Verordnung zur Einführung handelsrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften im Land Oſterreich vom 2. Auguſt 1938, 
RGBl. I S. 988). Das Handelsgeſetzbuch iſt 
am 1. März 1939 in Oſterreich in Kraft getreten 
(Artikel 1 und 29 der Vierten Verordnung zur Ein⸗ 
führung handelsrechtlicher Vorſchriften im Land Sſter⸗ 
reich vom 24. Dezember 1938 RGBl. 1 S. 1999). Mit 
Rückſicht darauf wird man von den öſterreichiſchen 
Unternehmern nicht verlangen können, daß ſie 
die gegenüber dem öſterreichiſchen Handelsrecht ſchärfe⸗ 
ren Bewertungsbeſtimmungen des deutſchen Handels⸗ 
und Steuerrechts bereits für ein Wirt⸗ 


ſchaftsjahr gegen ſich gelten laſſen, in dem 
dieſes Handelsrecht noch nicht galt. 

Es erſcheint billig, den Ausweis der Fertigungs⸗ 
gemeinkoſten noch nicht für den Hauptab⸗ 
ſchluß 1938 zu fordern, ſondern erſt für den erſten 
nach Inkrafttreten des deutſchen Handels⸗ 
rechts in der Oſtmark aufgeſtellten Hauptabſchluß. 
Dem öſterreichiſchen Unternehmer bleibt es unbenom⸗ 
men, in der Reichs markeröffnungsbilanz 
die halbfertigen und fertigen Erzeugniſſe mit den 
(fiktiven) Herſtellungskoſten im Zeitpunkt der Auf⸗ 
ſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz anzuſetzen 
und auf dieſe Weiſe eine Beſteuerung des 
Gemeinkoſtenzuſchlags zu vermeiden (8 3 
Abſatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 8 33 Abſatz 1 der 
Umſtellungsverordnung). 

Zu einem Ergebnis, das für den öſterreichiſchen 
Unternehmer ebenſo günſtig iſt, kommt man, 
wenn man die Aktivierungspflicht der Gemein⸗ 
koſten bereits für das öſterreichiſche Handels⸗ 
und Steuerrecht bejaht. Die Unterlaſſung der 
Aktivierung der Gemeinkoſten wäre dann eine unzu⸗ 
läſſige Unterbewertung. Nach den in den 
Abſchnitten 15 bis 17 dargeſtellten Beſtimmungen 
über die Berichtigungsmöglichkeit früherer Bilanzen 
wäre dann eine Berichtigung der Bilanz⸗ 
an ſätze in den Hauptabſchlüſſen für 
1936 und 1937 möglich. Die Betriebsvermögens⸗ 
erhöhung für 1936 wird ſteuerlich nicht erfaßt, 
für 1937 und 1938 ergeben ſich bei gleichbleibendem 
Warenbeſtand keine Auswirkungen (Hinweis 
auf das Beiſpiel YI im Abſchnitt 17). 


6. Bewertung der Währungsforderungen und Wäh⸗ 
rungsſchulden 


Nach $ 6 Ziffern 2 und 3 ESt@ find Forde- 
rungen mit den Anſchaffungskoſten oder mit dem 
niedrigeren Teilwert, Schulden mit dem 
Verfügungsbetrag (das iſt der Betrag, der dem Schuld⸗ 
ner nach Abzug der Anſchaffungskoſten zur Verfügung 
ſteht) oder dem höheren Teilwert anzuſetzen. Das 
gilt auch für Währungsforderungen und e ſchulden. 
Hinſichtlich der Beeinfluſſung der Wertanſätze durch 
die Währungsſchwankungen iſt noch der all ge⸗ 
meine Grundfaß zu beachten, daß nichtver⸗ 
wirklichte Gewinne nicht ausgewieſen werden 
dürfen und daß nichtverwirklichte Verluſte 
beim Anlagevermögen ausgewieſen werden können, 
beim Umlaufvermögen ausgewieſen werden müſſen. 
Als Verwirklichung iſt nicht ſchon die Verände⸗ 
rung des Kurswert anzuſehen, ſondern erſt die Er⸗ 
füllung oder Ablöſung der Forderung oder 
der Schuld. 

Vom Standpunkt des öſterreichiſchen Unterneh⸗ 
mers aus ſind zwei verſchiedene Arten von 
Forderungen oder Schulden in ausländischer Währung 
zu unterſcheiden, einmal die auf Reichsmark lau⸗ 
tenden, die bereits zu Beginn des Wirtſchaftsjahrs 
1938 vorhanden waren (die in Tſchechenkronen 
lautenden Forderungen und Schulden mit ſudeten⸗ 
deutſchen Gläubigern oder Schuldnern ſind ent⸗ 
ſprechend zu behandeln), und die auf eine ſon ſtige 
Fremdwährung lautenden. 


Deutsche Steuer-Zeitung u.Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 20 / 20. Mai 1939 / 5.481 


a) Behandlung der NReihsmarfforde- 
rungen und ⸗ſchulden 


f Bei dieſen Forderungen und Schulden iſt durch 
die Einführung der Reichsmarkwäh⸗ 
rung und durch die Außerkraftſetzung der 
bisherigen öſterreichiſchen Zahlungsmit⸗ 
tel eine endgültige Umwandlung der 
Schillingbeträge in Reichsmarkbeträge eingetreten. Die 
dabei entſtehenden Verluſte und Gewinne find ver- 
wirklicht. Die Folgerungen ergeben ſich am ein⸗ 
fachſten aus den folgenden 

Beiſpielen: 


E. Ein Unternehmer (Wirtſchaftsjahr = Kalenderjahr) 
hatte eine Reichsmarkforderung in Höhe von 
1000 RM. Dieſe Forderung war, die volle Ein⸗ 
bringlichkeit vorausgeſetzt, am 31. Dezember 1937 
mit 2 160 S zu bewerten. Entſprechend der rech⸗ 
neriſchen Umſtellung der Anfangsbilanz 1938 auf 
Reichsmarkbeträge (Hinweis auf Abſchnitt 2) iſt ſie 
zur Ermittlung des Gewinns für 1938 mit 1440 
RM anzufegen. Am 31. Dezember 1938 (oder an 
jedem nach dem 17. März 1938 liegenden Bilanztag) 
kann ſie nur noch mit 1000 RM, alſo dem Nenn⸗ 
wert, angeſetzt werden. Für den öſterreichiſchen 
Unternehmer ergibt ſich ein Ver lu ft von 440 RM 
der ſteuerlich abzugsfähig iſt. i 


F. Würde es ſich um eine Reichsmark ſch i 
N uld in 
gleicher Höhe gehandelt haben, ſo würde ſich ein 
Gewinn von 440 RM ergeben. Dieſer Gewinn 
iſt verwirklicht, er iſt ſteuerpflichtig. 


b) Behandlung der Fremdwährungs⸗ 
ee und ⸗ſchulden 

ngeſichts der engen Beziehungen des Wiener 
Ae mit den anderen Nachfolgeſtaaten der 
onau⸗ konarchie, der eigenen Schwäche des öſter⸗ 
le Kapitalmarkts und der — oft aus politiſchen 
eee — Bereitwilligkeit anderer Staa⸗ 
rn ie öſterreichiſche Wirtſchaft finanziell zu unter⸗ 
1 5 war die Verflechtung der öſterreichiſchen Wirt⸗ 
5 mit ausländiſchen Wirtſchaften eine ungleich 
5 gere als die des Altreichs. Die private Verſchuldung 
15 Oſtmark an die Schweiz, an England, Frankreich, 
"| alien, an die Tſchecho⸗Slowakei iſt eine verhältnis- 
runde hohe. Die Fremdwährungsſchulden und ⸗forde⸗ 
lich 29 ſind daher nicht nur der Höhe nach weſent⸗ 
EN edeutungsvoller als die Reichsmarkſchulden und 
N Be ihre ſteuerliche Behandlung 
b ſchwieriger. Im Gegenſatz zur Reichsmark⸗ 
un 15 ſind bei dieſen Währungen vor der Eingliede⸗ 
9 Oſtmark in das Deutſche Reich mehrfach 
en 1115 55 nkungen eingetreten. Die Behand⸗ 
Kuröverluſte ) daraus ergebenden Kursgewinne und 
War er ed öſterreichiſchem Recht 
das folgen nheitlich. Im einzelnen ergibt ſich 


aa) Wä indli 

) ſchafteſabr se 1 wlichretten, die im Lauf des Wirt- 
Haben 31 einen Kursrückgang erfahren 
1 oder dem Kurs des Bilanz⸗ 
rn mit dem höheren Kurs, der der 
g im vorangegangenen Hauptabſchluß 
zugrunde gelegt war, angeſetzt werden (Durch⸗ 

führungserlaß Nr. 2/1932 VBl. Nr. 44) 


bb) Für die Veranlagung 1932 konnten die Steuer⸗ 
pflichtigen dem Kursverluſt bei Verbindlichkeiten 
durch Bildung einer ſteuerfreien Rücklage 
Rechnung tragen (Durchführungserlaß Nr. 171938 
Bl. Nr. 26 und Durchführungserlaß Nr. 3/1983 
VBl. Nr. 80). 


cc) Die in den Jahren 1931 b 1s 1933 entſtande⸗ 
nen nichtrealiſierten Kurs ver luſte bei Ver⸗ 
bindlichkeiten konnten nach Wahl des Steuerpflich⸗ 
tigen entweder im Jahr des Kursrückgangs 
ſteuerlich berückſichtigt oder auf das Verluſtjahr 
und die folgenden Jahre bis 1935 verteilt werden 
(Durchführungserlaß Nr. 1/1934 PH. Nr. 41). 
Noch nicht verwirklichte Kurs gew inne des 
Jahrs 1933 konnten ſteuerfrei in Sonder rück ⸗ 
lagen überwieſen werden, die lediglich zur 
Deckung ſpäterer Kursverluſte zu verwenden 
waren (Durchführungserlaß Nr. 3/1934 BEI. 
Nr. 66). 

dd) Kurs verluſte des Jahrs 1934 mußten ſo⸗ 
fort ausgewieſen werden. Für die Kursgewinne 
galt die Regelung wie unter Buchſtabe c (Durch⸗ 
führungserlaß Nr. 3/1935 BBl. Nr. 29). 


ee) Kursgewinne und Kursverluſte, die nach dem 
31. Dezember 1935 eingetreten find, mußten 
grundſätzlich ſofort aus gew ieſen werden, 
auch wenn ſie noch nicht verwirklicht 
waren. Der Steuerbetrag auf Kurs⸗ 
gewinne konnte aber zinsfrei bis zur 
Rückzahlung der Verbindlichkeit 
geſtundet werden. Kurs ver luſte konnten 
auf zwei Jahre verteilt werden (Artikel VIII des 
Bundesgeſetzes BGBl. Nr. 24/37). 


Für die bilanzmäßige Behandlung im Hauptab- 
ſchluß 1937 ergibt ſich demnach das folgende Bild: 
Verwirklichte Währungsverluſte und bet» 
wirklichte Währungsgewinne aus der Zeit vor 
1938 ſind — wie nach deutſchem Bilanzrecht — bilanz⸗ 
mäßig ausgewieſen und ſteuerlich berückſichtigt wor⸗ 
den. Nichtverwirklichte Währungs verluſte 
können nur dann für 1938 noch eine Rolle ſpielen, 
wenn ſie erſt im Wirtſchaftsjahr 1987 eingetreten ſind 
und der Steuerpflichtige die Verteilung auf zwei Jahre 
gefordert hat. Nichtverwirklichte Währungs⸗ 
gewinne, die nach deutſchem Bewertungsrecht nicht 
auszuweiſen geweſen wären, können dagegen auf 
drei verſchiedene Arten behandelt 
worden fein: Sie find bilanzmäßig aus gew! eſen 
worden, haben aber infolge Bildung einer fteuer- 
freien Rücklage (nach dem für die Reichsfinanzverwal⸗ 
tung geltenden Sprachgebrauch: infolge Bildung 
einer Rückſtellung) zu einer Erhöhung 
des Gewinns und damit zu einer Steuer⸗ 
pflicht nicht geführt. Oder ſie ſind bilanz⸗ 
mäßig ausgewieſen und verſteuert worden. 
Oder ſie ſind bilanzmäßig ausgewie ſen worden 
und haben zu einer Erhöhung des Gewinns und 
der Steuern vom Einkommen und vom Ertrag geführt, 
die dadurch entſtandene Steuer iſt aber geſtundet 
worden. In allen drei Fällen weicht die bilanzmäßige 
Behandlung von der nach deutſchem Recht vorgeſchrie⸗ 
benen ab: Das deutſche Bilanzrecht verb tetet den 


Ausweis der nichtverwirklichten Währungsgewinne 


* 
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in der Bilanz, ſo daß ſie zu einer Steuerpflicht 

nicht führen können. 

Welche Folgerungen ergeben ſich daraus für 
den Hauptabſchluß 1938? Entſprechend dem für das 
deutſche Steuerrecht geltenden Grundſatz, daß die Ande⸗ 
rung des Deviſenkurſes allein einen verwirklichten Ge⸗ 
winn oder Verluſt noch nicht bedeutet, kann die Er⸗ 
ſetzung der Schilling währung durch die Reichs⸗ 
mar k währung hinſichtlich einer Schuld in einer 
dritten Währung nicht zu einem verwirk—⸗ 
lichten Gewinn führen. Der öſterreichiſche Unter- 
nehmer iſt berechtigt, den Wertanſatzim Haupt- 
abſchluß 1937 für den Hauptabſchluß 1938 
unverändert fortzuführen, ſoweit es ſich 
um un verwirklichte Gewinne handelt. Un⸗ 
verwirklichte Ver luſte darf und muß er mit 
ſteuerlicher Wirkung ausweiſen. Verwirklichte 
Gewinne ſind zu verſteuern. 

Beiſpiel: 

G. Ein Unternehmer hat 1936 eine Forderung von 
1000 ffrs erworben. Er hat fie im Hauptabſchluß 
1936 und 1937 richtig mit 1250 S bewertet. Als 
Folge der Umrechnung in Reichsmarkwerte iſt ſie 
in der Eröffnungsbilanz für 1938 mit 880 RM 
(zwei Drittel des Schillingbetrags) anzuſetzen. Im 
Hauptabſchluß 1938 beträgt der Wert der Forde⸗ 
rung entſprechend dem Berliner Deviſenkurs 570 
Reichsmark. Der Verluſt von 260 RM ift ſteuer⸗ 
lich zu berückſichtigen, obwohl er noch nicht verwirk⸗ 
licht iſt. 

H. Ein Unternehmer hat 1925 eine Schuld von 
100 000 8 aufgenommen. Der Wertanſatz in den 
Bilanzen bis 1932 war 700 000 S. Mit der Ab⸗ 
wertung des Dollars wurde die Schuld mit 
400 000 S bewertet und eine ſteuerfreie Rücklage 
(Rückſtellung) von 300 000 S gebildet. Mit der Ab- 
wertung des Schillings wurde die Schuld mit 
570 000 S bewertet und die Rücklage auf 130 000 
Schilling vermindert. Dieſe beiden Wertanſätze ſind 
auf Reichsmark im Verhältnis 3: 2 umgerechnet 
für die Anfangs- und Schlußbilanz 
1938 beizubehalten, fo daß ſich eine ſteuer liche 
Auswirkung nicht ergibt. 

J. Eine Aktiengeſellſchaft hatte 1925 eine Schuld von 
1 Mio ſfrs. aufgenommen. Die Wertanſätze laute⸗ 
ten: am 31. Dezember 1925 bis zum 31. Dezember 
1930 1 370 000 S, am 31. Dezember 1931 infolge 
der Abwertung des Schillings 1750 000 S (durch 
den Währungsverluſt wurde der ſteuerliche Gewinn 
des Jahrs 1931 vermindert) und am 31. Dezember 
1936 infolge der Abwertung des ſchweizer Franken 
1250000 S. Der Kursgewinn wurde als 
ſteuerpflichtig behandelt, die Steuer in Höhe 
von 125 000 S wurde bis zur Tilgung der Schuld 
zinsfrei geſtundet. 

Die Schuld iſt in der Anfangsbilanz 1938 und 
im Hauptabſchluß 1938 mit je 883 000 RM anzu⸗ 
ſetzen. Das würde auch dann gelten, wenn die in⸗ 
folge des Kursgewinns im Jahre 1936 entſtandene 
Steuer nicht geſtundet, ſondern bezahlt worden 
wäre. 

K. Eine Schuld in Höhe von 1000 $ ſtand im Haupt- 
abſchluß 1937 mit 5 700 S ( 3 800 RM) zu Buch. 


Sie iſt im Juli 1938 abgelöſt worden, und zwar 
zum Kurs von 2,5 RM je Dollar. Der Gewinn von 
1300 AM ift verwirklicht. Er erhöht den 
ſteuerpflichtigen Gewinn für 1938. 


Die endgültige Bereinigung der Bi- 
lanzanſätze der Fremdwährungsſchulden und ⸗forde⸗ 
rungen wird erſt in der Reichsmarkeröff⸗ 
nungsbilanz erfolgen. Dieſe Fragen werden im 
Abſchnitt 13 erörtert. 


7. Bewertung der Privatentnahmen und der Neuein⸗ 
lagen 

Für die Bewertung der Privatentnahmen und der 
Neueinlagen gelten § 6 Ziffern 4 und 5 EStG. Sie 
ſind grundſätzlich mit dem Teilwert anzuſetzen. 

Durch die Umſtellungsverordnung iſt eine Buch- 
führung in Reichsmark für 1938 noch nicht 
vorgeſchrieben. Es iſt daher denkbar, daß öſterreichiſche 
Unternehmer noch während eines Teils des Gewinn⸗ 
ermittlungszeitraums 1938 oder während dieſes 
ganzen Zeitraums (z. B. bei einem abweichenden 
Wirtſchaftsjahr) ihre Bücher in Schilling⸗ 
währung geführt haben. Zum mindeſten iſt das 
während der erſten Monate des Kalenderjahrs 
1938 noch nicht geſchehen. Steuerlich können die 
Einlagen und Entnahmen aber nur in Reichsmark⸗ 
beträgen berückſichtigt werden. 

Die Reichsmarkwährung iſt in Öfterreich durch die 
Verordnung vom 17. März 1938 (RG Bl. 1 S. 258) ein- 
geführt worden. Durch dieſe Verordnung iſt das Wert⸗ 
verhältnis des Schillings zur Reichsmark feſtgelegt 
worden (3: 2). Bis zu ihrem Inkrafttreten galt an 
ſich der Deviſenkurs (rund 100 : 46). Für die 
Bewertung der Privatentnahmen und Neueinlagen 
muß aber der Umrechnungsſchlüſſel 3: 2 angenommen 
werden. Das gilt auch für Entnahmen und Einlagen 
vor der Einführung der Reichsmarkwährung. 
Beiſpiel L: 

Ein öſterreichiſcher Unternehmer, der als Wirt⸗ 
ſchaftsjahr das Kalenderjahr hat, hat während des 
ganzen Kalenderjahrs 1938 die Betriebsvorgänge in 
Schillingbeträgen feſtgehalten. Er hat in der Zeit 
vom 1. Januar bis zum 18. März 1938 3000 S und 
in der Zeit vom 19. März bis zum 31. Dezember 
1938 12 000 S für außerbetriebliche Zwecke entnom⸗ 
men. Seine Entnahmen ſind nicht mit 


(3 ar - 46 12000 3) = 9380 RM, ſondern mit 
10⁰ 
10 000 Nr anzusetzen. 


Die gewiſſe Härte, die in dieſer Regelung liegt, 
muß in Kauf genommen werden. Es muß berückſich⸗ 
tigt werden, daß auch die vor dem 18. Mär z 
1938 geleiſteten öſterreichiſchen Steu- 
ern, die auf die deutſche Einkommen- und Körper⸗ 
ſchaftſteuer für 1988 angerechnet werden (Vor- 
auszahlungen und Steuerabzugsbeträge auf die Ein⸗ 
kommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Kriſenſteuer, Ledi⸗ 
genſteuer, Beſoldungſteuer, Rentenſteuer u. dgl., Hin⸗ 
weis auf die 88 4 und 13 der Siebenten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land 
Oſterreich vom 17. Dezember 1938) nicht zum Börfen- 
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kurswert, ſondern zudem günſtigeren geſetz⸗ 
lichen Umrechnungswert angerechnet werden. 


8. Bewertungsfreiheit für betriebliche Anlagegüter 


Nach § 2 der Verordnung zur wirtſchaftlichen 
Wiederbelebung Oſterreichs 115 23. 17 m 
(RGBl. I S. 309) und den dazu ergangenen RdT- 
Erlaſſen iſt den Unternehmern der Oſtmark für 
den Gewinnermittlungszeitraum 1938 eine weit⸗ 
gehende Bewertungsfreiheit hinſichtlich 
der A nlagegüter gewährt worden, die nach 
dem 31. März 1938 angeſchafft oder be⸗ 
itel Ut oder im eigenen Betrieb hergeſtellt wor⸗ 
den ſind. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf die ein⸗ 
gehende Darſtellung durch Oberregierungsrat Rogge 
in Nr. 12 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1939. 


Des weiteren iſt mit der Einführung des deut⸗ 
ſchen Einkommenſteuergeſetzes $ 6 Ziffer 1 Satz 4 
in Verbindung mit § 51 Abſatz 2 EStG 1938 in der 
Oſtmark in Kraft getreten. Danach iſt die Bewertungs⸗ 
gel bei buchführenden Gewerbetreibenden 

n. 


a) 1 u Wirtſchaftsgüter des 
nlagevermögens (d. h. Wirtſchaftsgüter, 
deren Nutzungsdauer erfahrungsgemäß 15 Jahre 
nicht überſteigt), die vor dem 1. Oktober 
1937 beſtellt worden find, und 


b) für die in den Veranlagun icht⸗ 
lin ien 1937 Abſchnitt B VIII Ziffer er 
führten Wirtſchaftsgüter (2 B. ſchwere 
Laſtkraftwagen, Traktoren, Omnibuſſe und alle 
Wirtſchaftsgüter, deren Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten 200 RM nicht überſteigen). Hin⸗ 
918 8 5 die Roß⸗Erlaſſe vom 20. Dezember 1934, 

SteBl. 1935 S. 1, vom 6. Auguſt 1938, RSthl. 


1938 S. 770 und 
1988 0 900 und vom 18. Oktober 1938, RStBl. 


Unbegrenzt abſchreibungsfähig ſind 
5 58 15 Wirtſchaftsgüter des en 
1895 m irtſchaftsjahr 1938 nach dem 31. März 
nn angeſchafft, beſtellt oder hergeſtellt worden 
Anſchaffm die kurzlebigen Wirtſchaftsgüter, deren 
1 hrs Herſtellung oder Beſtellung vor dem 
85 1 ober 1937 liegt. Für die Wirtſchaftsgüter 
un es dem 30. September 1937 beſtellt 
enge 15 dem 1. April 1938 angeſchafft oder 
1 5 worden ſind, kann die Bewertungsfreiheit 
Ye 2 eh genommen werden, wenn es ſich um 
96 60 An oben bezeichneten NdF-Erlaffen auf⸗ 
5 AR San Wirtſchaftsgüter handelt. Die erwei⸗ 
. ungsfreiheit nach dem Neuen Finanzplan 
winnermittlungszeittante gen wirkt ſich für den Ge⸗ 

1 ! 
eie um 1938 noch nicht aus. 
M. Die 1 
Br 7 en Abnutzung können höher als 
bei n a ohne Rückſicht auf den Teilwert 
am 15. Septemd wagen feſtgeſetzt werden, der 
bra iber 1937 beſtellt und am 15. Fe⸗ 
15 geliefert worden iſt, oder der am 
5. November 1937 beſtellt und am 15. April 1938 


geliefert worden iſt. Für ei 
. inen Kraftw , 
am 15. Oktober 1937 beſtellt und En März 1058 


geliefert worden ift, gilt die Bewertungsfreiheit 

nicht. 

Hinſichtlich der Bewertungsfreiheit ſind zwei 
Fragen aufgeworfen worden: 
a) Gilt die Bewertungsfreiheit auch hinſichtlich der 
Feſtſtellung der Hilfswerte für die Ge⸗ 
werbeſteuer 1939 nach der Verordnung zur 
Durchführung des Gewerbeſteuergeſetzes im Land 
Oſterreich für das Rechnungsjahr 1939 vom 28. Fe⸗ 
bruar 1939, RGHBl. 1 S. 376, RStöBl. 1939 S. 385 
und dem Rdß§⸗Erlaß vom 22. März 1939, RStBl. 
S. 540? Gemäß 8 3 dieſer Verordnung ſind die 
Wirtſchaftsgüter bei buchführen den Gewerbe⸗ 
treibenden mit den Werten anzuſetzen, mit denen 
ſie für die Gewinnermittlung nach den 
Vorſchriften des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes in den nach $ 2 der Verordnung maß⸗ 
gebenden Hauptabſchluß aufzunehmen ſind. Es be⸗ 
darf alſo keiner Prüfung, mit welchen Wer⸗ 
ten die Gegenſtände, von denen Abſchreibungen 
nach 8 6 Ziffer 1 Satz 4 EStG oder nach § 2 der 
Verordnung vom 23. März 1938 vorgenommen 
worden ſind, für Zwecke der Einheits⸗ 
bewertung anzuſetzen geweſen wären. Die 
Buchwerte ſind ohne weiteres als 
Hilfswerte für die Gewerbekapitalſteuer zu über- 
nehmen. 
Gelten die öſterreichiſchen Beſtimmungen 
des Perſonalſteuergeſetzes über die 
Bewertungsfreiheit auch für das Jahr 1938 
weiter? Gemäß 8 95 Buchſtabe k Abſatz 3 und 
8 160 Ziffer 1 Abſatz 4 des Perſonalſteuergeſetzes 
konnten unter gewiſſen Vorausſetzungen ne ben 
den normalen Abſchreibungen (Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung) au ßerordentliche 
Abſchreibungen bis zu 20 v. H. des An⸗ 
ſchaffungsbetrags vorgenommen und auf das An⸗ 
ſchaffungsjahr und die zwei folgenden Wirtſchafts⸗ 
jahre verteilt werden. Nach $ 1 des Bundesgeſetzes 
über die ſteuerrechtliche Zuläſſigkeit außerordent⸗ 
licher Abſchreibungen BGBl. Nr. 446/36 und nach 
der Verordnung zur Durchführung dieſes Bundes⸗ 
geſetzes BGBl. Nr. 471/36 konnten dieſe außer⸗ 
ordentlichen Abſchreibungen unter Umſtänden auf 
40 v. H. des Anſchaffungsbetrags erhöht werden 
(ſogenannte Inveſtitionenbegünſti⸗ 
gung). e 

Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Einfüh⸗ 
rung des deutſchen Steuerrechts mit ſeinen anders 
lautenden Beſtimmungen über die Bewertungs⸗ 
freiheit überholt, und zwar auch inſoweit, als 
es ſich um Anſchaffungen der Wirt⸗ 
ſchaftsjahre 1936 und 1937 handelt. In 
dieſer Abſchneidung der Bewertungsfreiheit für 
das Wirtſchaftsjahr 1938 wird im allgemeinen auch 
keine Härte liegen. Wenn nämlich Abſetzungen 
für Abnutzung oder ſonſtige Abſchreibungen den 
Gewinn von Wirtſchafts jahren gemindert 
haben, die nach dem 17. März 1938 ab⸗ 
laufen, ſo dürfen dieſe Abſetzungen nicht wieder 
in ber Reichsmarkeröffnungsbilanz 
durch Höherbewertungen ausge ⸗ 
glichen werden ($ 33 Abſatz 2 Satz 3 der 
Umſtellungsverordnung). Die öſterreichiſchen Un- 


b 
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ternehmer werden aber in der Regel wegen der 
Erhöhung der Körperſchaftſteuerſätze uſw. eher ein 
Intereſſe daran haben, in die Reichsmarkeröff⸗ 
nungsbilanz höhere abſchreibungs⸗ 
fähige Wertanſätze aufzunehmen als durch 
außerordentliche Abſetzungen den Gewinn 
des Wirtſchaftsjahrs 1938 zu ver⸗ 
mindern. 


9. Behandlung von umgetauſchten Wertpapieren 

Beſtimmte öſterreichiſche Schuldverſchreibungen 
konnten in Reichsanleihen umgetauſcht 
werden. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf das im 
Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger 
Nr. 249 vom 25. Oktober 1938 abgedruckte Ent⸗ 
ſchädigungsangebot. Durch den Rd§⸗Erlaß 
vom 15. April 1939 RStBl. 1939 S. 569 iſt beſtimmt 
worden, daß dieſe dem Steuerpflichtigen zugeteilten 
Reichsanleighen ohne Rückſicht auf ihren 
Nenn- oder Kurswert beim Betriebsvermö— 
gensvergleich mit den Buchwerten der hingege- 
benen öſterreichiſchen Schuldverſchreibungen angeſetzt 
werden können. 

Beiſpiel: 

N. Ein Unternehmer hatte öſterreichiſche Schuldver⸗ 
ſchreibungen im Nennwert von 10 000 S. Sie 
ſtanden am 31. Dezember 1937 mit 9000 S in der 
Bilanz. Er erhält beim Umtauſch deutſche Reichs⸗ 
anleihen im Nennwert von 7000 RM. Er kann 
dieſe Reichsanleiheſtücke mit dem Buchwert der 
hingegebenen Schuldverſchreibungen, alſo mit 
6 000 RM (S / von 9 000 ©) anſetzen. 

Dieſe Regelung iſt insbeſonders deshalb von Be⸗ 
deutung, weil mit dem Zuteilungsbetrag der Reichs⸗ 
anleihe auch die Zinſen abgegolten worden ſind, 
die ſeit der letzten Zinszahlung auf die 
öſterreichiſchen Schuldverſchreibungen bis zur 
erſten Zinszahlung auf die eingetauſchten Reichs⸗ 
anleihen hätten gezahlt werden müſſen. Die 
Freiſtellung dieſer verdeckten Zinszahlung von der 
Einkommenſteuer gilt auch, obwohl das in dem Erlaß 
nicht ausdrücklich geſagt iſt, für andere Steuer- 
pflichtige, alſo insbeſondere für Steuerpflichtige, 
bei denen dieſer Abgeltungsbetrag für die Zinſen 
§ 20 Abſatz 2 Ziffer 1 ESt gemäß zu den Ein⸗ 
künften aus Kapitalvermögen gehören 
würde. 


10. Der Verluſtabzug 

Durch den Rdỹ⸗Erlaß vom 8. März 1939, RStGl. 
1939 S. 433, iſt klargeſtellt, daß der Verluſtabzug im 
Sinn des § 10 Abſatz 1 Ziffer 6 EStG 1938 auch 
für die Oſtmark gilt. Verluſte der beiden 
Wirtſchafts jahre, die dem Kalenderjahr 1938 
vorausgingen, ſind ſomit als Sonderausgaben vom 
Gewinn des Wirtſchaftsjahrs 1988 zu kürzen. Wenn 
dem Verluſt des vorletzten Wirtſchaftsjahrs ein 
Gewinn des letzten Wirtſchaftsjahrs vor 1938 
gegenüberſtand, iſt nur der den Gewinn ü berſtei⸗ 
gende Betrag des Verluſtjahrs abzugsfähig. 

Die Verluſte find unter ſinngemäßer An- 
wendung der Vorſchriften des EStG zu ermitteln. 
Dabei iſt, wie der Erlaß hervorhebt, nicht klein- 
lich zu verfahren. Da in Hfterreich die Veranlagung⸗ 


ſtellen die Bilanzen Steuerpflichtiger, die einen erheb⸗ 
lichen Verluſt geltend gemacht hatten, oft nicht geprüft 
haben, wird es ſich allerdings nicht vermeiden laſſen, 
dieſe Bilanzen nachträglich einer Prüfung zu unter⸗ 
ziehen. 

Die Zulaſſung der Abzugsfähigkeit 
von Verluſten aus Jahren, die noch nicht nach deut⸗ 
ſchem Steuerrecht veranlagt worden ſind, bedeutet ein 
großes und vielfach nicht erwartetes Entgegen- 
kommen gegenüber den öſterreichiſchen Unterneh⸗ 
mern. Verluſte des Jahrs 1938 verlieren auch durch 
die Aufſtellung der Reichsmarkeröff⸗ 
nungsbilanz nicht ihre Abzugsfähigkeit in den 
beiden folgenden Wirtſchaftsjahren. Ob Verluſte aus 
dem letzten Wirtſchafts jahr vor dem im 
Kalenderjahr 1938 endenden Wirt⸗ 
ſchaftsjahr nach Aufſtellung der Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanz noch abzugsfähig bleiben, 
iſt zweifelhaft. Es wird mindeſtens die Ein⸗ 
ſchränkung gemacht werden müſſen, daß Verluſte in⸗ 
ſoweit, als fie die Folge von außerordent- 
lichen Abſchreibungen (3. B. auf Grund des 
Inveſtitionenbegünſtigungsgeſetzes) find, die in der 
Reichsmarkeröffnungsbilanz durch Höherbewer— 
tung wieder ausgeglichen worden ſind, nicht 
abzugsfähig ſein können. Andernfalls würde eine dop⸗ 
pelte Gewinnſchmälerung eintreten. 


B. Die Reichs markeröffnungsbilanz 


11. Wahl des Reichsmarkeröffnungsbilanztags 

Die Reichsmarkeröffnungsbilanz kann zu jedem 
beliebigen Tag zwiſchen dem 1. April 
1938 und dem 1. Januar 1940 aufgeſtellt 
werden. Wird ſie auf einen anderen Tag als auf den 
Beginn des ſonſt üblichen Wirtſchaftsjahrs aufgeſtellt, 
jo entſteht ein Rumpfwirtſchafts jahr. Daß 
das Wirtſchaftsjahr vom letzten Bilanztag bis zu dem 
der Eröffnungsbilanz vorhergehenden Vilanztag 
ſteuerlich nicht mehr als zwölf Monate 
umfaſſen darf, iſt bereits im Abſchnitt 3 ausgeführt. 

Die Reichsmarkeröffnungsbilanz iſt eine Bi- 
lanz des Handelsrechts. Soweit nicht die be⸗ 
ſonderen Erleichterungen der Umſtellungsverordnung 
eingreifen, unterliegt fie den Beſtimmungen des Allge⸗ 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs. Nach Artikel 29 
des ADB iſt jeder Kaufmann verpflichtet, jährlich 
ein Inventar und eine Bilanz anzufertigen. 
Beide ſind notwendige Beſtandteile ſeiner 
Buchführung. Hinſichtlich des Warenlagers ge 
nügt die Aufnahme in jedem zweiten Jahr, wenn die 
Inventur durch die Beſchaffenheit des Geſchäfts nicht 
füglich in jedem Jahr geſchehen kann. 

In der Oſtmark iſt vielfach die Meinung verbrei⸗ 
tet, für die Reichsmarkeröffnungsbilanz (und dement⸗ 
ſprechend auch für die ihr unmittelbar vorhergehende 
Schlußbilanz) ſei hinſichtlich der Inventar⸗ 
aufnahme ein milderer Standpunkt ver⸗ 
tretbar. Es genüge, wenn die Beſtandsaufnahme nach⸗ 
träglich ſchätzungsweiſe oder auf Grund der 
richtig geführten Bücher (Kaſſenbuch, Warenkartothek 
uſw.) rechneriſch vorgenommen werde. Zur Be⸗ 
gründung wird geltend gemacht: Die Umſtellungs⸗ 
verordnung vom 2. Auguſt 1938 habe die Aufſtellung 
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der Reichsmarkeröffnungsbilanz rückwir kend ab 
1. April 1938 geſtattet, alſo für einen Zeitraum, in 
dem von der Möglichkeit einer Neubewertung noch 
nichts bekannt war. Bei Nichtanerkennung einer 
ſchätzungsweiſen Inventur auf einen vor dem 
Bekanntwerden der Umſtellungsverordnung liegenden 
Bilanztag würde der Handelsgewinn, der durch die 
Preisſteigerungen nach dem Anſchluß eingetreten ſei, 
von den Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 
erfaßt werden. Die Umſtellungsverordnung wolle aber 
gerade den * erzicht auf die Beſteuerung der Ge⸗ 
winne, die ſich als unmittelbare Folge der Wiederver⸗ 
einigung ergeben haben. Die Unternehmer der Wirt⸗ 
ſchaftszweige, bei denen beſonders auffällige Steige⸗ 
rungen der Warenpreiſe eingetreten ſind, wie z. B. bei 
Sau Textil⸗ und dem Holzhandel, erſtreben daher die 
Anerkennung von Reichsmarkeröffnungsbilanzen, die 
ſie rü ck wir kend auf einen in der erſten Hälfte des 
Kalenderjahrs 1938 liegenden Tag ohne Inven⸗ 
tur und insbeſondere ohne tatſächliche Feſt⸗ 


4 a 
a der Warenbeſtände aufgeftellt 


Dieſem Verlangen kann nicht entſpr 
werden. Wenn die ebe em die 5 
ſtellung einer Reichsmarkeröffnungsbilanz auf einen 
vor ihrem Inkrafttreten liegenden Bilanztag zuge⸗ 
laſſen hat, ſo hat ſie doch die Aufſtellung einer 
en Bilanz auf Grund einer tatſächlichen 
een em vorausgeſetzt. Es iſt für das Han⸗ 
Be und für das Steuerrecht außer Zweifel, daß 
85 Inventar unerläßliche Voraus⸗ 
e einer Bilanzziehung it. Roh⸗ 
90 ee d. h. Bilanzen, die ohne wirkliche In⸗ 

ntarerrichtung auf Grund des Inhalts der Bücher 
ish find, find keine Bilanzen. Auch die Bei⸗ 
eich von Lagerbüchern oder von ſonſtigen Auf⸗ 
11 5 zur Feſtſtellung der Buchbeſtände iſt nur 
en 5 olle der wirklichen Beſtände erlaubt, er- 
15 = ie tatſächliche Feſtſtellung der Beſtände 
bt. Eine Bilanz ohne Inventar kann 


ſteuerlich und hand i i 
erkannt werden. r 


Auch aus der Zweckbeſtimmung der Umftell 
ung kann Gegenteiliges nicht a a 
a m rang hat nicht beabſichtigt, Konjunk⸗ 
388 winne der Beſteuerung zu ent⸗ 
Feſiſellar ſondern ſie will dem Unternehmer für die 
8 a feiner 3 uk ünftigen Geſchäftsergeb⸗ 
Tan ne Vermögens eine zuverläſſige Grund⸗ 
I m der Feſtſtellung dieſer Grundlage muß 
über die d ihm eine Sorgfalt gefordert werden, die 
er ei Aufitellung der laufenden Jahres⸗ 
9 55 erforderliche Genauigkeit noch hinaus⸗ 
winnermittinukfnungsbilanz iſt nicht nur für die Ge⸗ 

ng eines Jahrs von Bedeutung, fon- 


dern fie ſoll fü : 
1 x 
ma an eine unbegrenzte Zukunft 


8 Sie d j ; 
Schätzun arf ſich daher nicht auf 
andernfalls : 95 aufbauen. Der Unternehmer muß 
behörde (einer S zuchnen, daß die Steuer⸗ 

er Schätzung eine ebenſo mögliche, für 


ihn ungünſtige Schätzung gegenüberſtellt. 


Schließlich kann auch d i 
125 3 1 er Sefihtsn „ 
Wirtſchaftsjahr 1938 für den Anke er kon 


weiſe ſeit langem das erſte Gewinnjahr war 
und daß er mit dieſem Gewinn in die Steuerſätze des 
deutſchen Einkommenſteuer⸗ und Körperſchaftſteuer⸗ 
rechts fällt, die höher ſind als die bisherigen Sätze, 
nicht zu einer anderen Beurteilung führen. Der Unter⸗ 
nehmer der Oſtmark hat durch die Gew ährung 
weiteſtgehender Bewertungsfreiheit 
und durch die Zulaſſung des Verluſtabzugs 
für die nach öſterreichiſchem Recht veranlagten 
Wirtſchaftsjahre große ſteuerliche Verg ünſti⸗ 
gungen erfahren. Es beſteht kein Anlaß, ihm durch 
Zulaſſung einer Reichsmarkeröffnungsbilanz mit ge⸗ 
ſchätzten Warenbeſtänden die Freilaſſung ſämt⸗ 
licher Gewinne zu erleichtern, die ſich aus der Preis- 
ſteigerung ſeiner Vorräte ergeben. Dieſe Möglichkeit 
würde auch nur den Vollkaufleuten (in 
beſondere den Kapitalgeſellſchaften) zugute kommen, 
weil anderen Gewerbetreibenden, insbeſondere Hand⸗ 
werkern und Kleingewerbetreibenden, die beſonderen 
ſteuerlichen Vorteile der Umſtellungsverordnung ver⸗ 
ſchloſſen bleiben. 


12. Die Bewertung in der Reichsmarkeröffnungsbilanz 


Die beſondere Bedeutung der Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz liegt darin, daß fie eine völ⸗ 
lige Neubewertung des Betriebsvermögens 
ohne Rückſicht auf die Grundſätze des 
Bilanzenzuſammenhangs, des Wert⸗ 
zuſammenhangs und der Bewertungs 
gleichmäßigkeit geſtattet. Maßgebend ſoll für 
die neuen Bilanzen nur die Bilanzwahrheit 
ſein (Hinweis auf die Darſtellung in der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung 1938 Nr. 35). Geſetzliche oder 
ſatzungsmäß ige Beſtimmungen, die die Bewer⸗ 
tung mit einem höheren Wert als den Anſchaf⸗ 
fungs⸗ und Herſtellungskoſten unter⸗ 
ſagen, oder den Anſatz mit einem höheren Wert als 
dem tatſächlichen Wert (3. B. mit den Anſchaf⸗ 
fungs⸗ und Herſtellungskoſten) ge ſtatten, ſind 
demgemäß nicht anwendbar. 

Höchſtwert iſt grundſätzlich der Teilwert, für 
Halbfertig⸗ und Fertigerzeugniſſe und für Waren der 
(fiktive) Anſchaffungs. und Herſtellungspreis am 
Reichsmarkeröffnungsbilanztag oder der niedrigere 
Börſen⸗ oder Marktpreis an dieſem Tag. Dabei iſt 
unter Umſtänden die Frage von Bedeutung, ob die An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten und der Börſen⸗ 
oder Marktpreis der Oſtmark oder die des Alt⸗ 
reichs maßgebend ſind. 


Beiſpiel O: 

Für eine Ware betrug der Marktpreis in der 
Oſtmark am 1. Januar 1939 100 RM, im Altreich 
80 RM. Für dieſe Ware beſtand damals noch der 
ſogenannte Gebietsſchutz (Preisſchutz und Be⸗ 
ſchränkungen für die Lieferungen aus dem übrigen 
Reichsgebiet). 

Der Sinn der Umſtellungsverordnung iſt, die 
Bilanzen der öſterreichiſchen Unternehmer ſo zu ge⸗ 
ſtalten, daß ſie den durch die Wiedervereinigung der 
Oſtmark mit dem Altreich geſchaffenen verän der⸗ 
ten Wirtſchaftsverhältniſſen entſpre⸗ 
chen. Wenn mit einer Aufhebung der Ge⸗ 
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bietsſchutzbeſtimmungen, die — abgeſehen 
von einigen Induſtriezweigen, wie der Glas⸗, Holz⸗ und 
Papierinduſtrie und der Fahrraderzeugung — im Lauf 
der Monate Februar und März 1939 durchgeführt wor⸗ 
den iſt, ſchon am 1. Januar 1939 zu rechnen war, würde 
ein Wertanſatz mit den Preiſen, die nur durch den Ge⸗ 
bietsſchutz aufrechterhalten und nicht auf die 
Dauer berechnet waren, dieſe Anpaſſung verhin⸗ 
dern. Maßgebend iſt alſo der für die Oſtmark 
vorausſehbare Marktpreis von 80 RM. 
Dieſer Wert kann ſelbſtverſtändlich bereits im Haupt⸗ 
abſchluß für den Tag, der dem Reichsmarkeröffnungs⸗ 
bilanztag vorausgeht, eingeſetzt werden. Wegen der 
Berückſichtigung der Fertigungsgemeinkoſten in der 
Reichsmarkeröffnungsbilanz Hinweis auf Abſchnitt 5. 


Für Forderungen gilt gleichfalls der Teil⸗ 
wert. Darlehensbeträge ſind oft mit einem Abgelt 
ausgezahlt worden, das wirtſchaftlich entweder eine 
beſondere Riſikoprämie oder eine verſteckte Zinszah⸗ 
lung darſtellt. Ein Erwerber des Geſchäfts würde für 
eine ſolche Forderung in der Regel einen geringe- 
ren Betrag als den Nennbetrag zahlen. 
Der Bilanzanſatz (Teilwert!) muß demgemäß gerin⸗ 
ger als der Nennbetrag ſein (anderer Anſicht Böttcher⸗ 
Meilicke S. 24). Aus dem gleichen Grund ſind 
Schulden, die unverzinslich oder gering verzins⸗ 
lich ſind, in der Reichsmarkeröffnungsbilanz mit dem 
Wert, der ſich nach Abzug der Zwiſchen⸗ 
zinſen ergibt, anzuſetzen. Wegen der Fremd⸗ 
währungs forderungen und Fremdwäh⸗— 
rungsverbindlichkeiten Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 13. 


Ein ſelbſtgeſchaffener Betriebsbe⸗ 
ſtehens wert (Firmenwert) iſt handelsrechtlich und 
ſteuerrechtlich nicht aktivierungsfähig. Das gilt auch 
für die Reichsmarkeröffnungsbilanz. 
Der Anſatz eines entgeltlich erworbenen 
Geſchäftswerts iſt nach der zur Einkommen⸗ 
ſteuereröffnungsbilanz 1925 ergangenen Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs (Urteile vom 17. Oktober 1928 
VI A 924/28 und vom 26. Februar 1930 VI A 1632/29, 
Steuer und Wirtſchaft 1928 Nr. 826 und 1930 Nr. 489) 
grundſätzlich zuläſſig. Es muß aber berück⸗ 
ſichtigt werden, daß der Betriebsbeſtehenswert ſich in 
der Regel nicht nur aus immateriellen 
Werten (Kundenſtamm, Wert der Firma oder 
einer Reklamemarke), ſondern insbeſondere aus dem 
Mehrwert der Betriebsein richtungen, 
vor allem der betriebsarteigenen Wirtſchaftsgüter 
gegenüber den Buchwerten zuſammenſetzt. 
Dieſer Mehrwert der Betriebsgüter kann und ſoll in 
der Reichsmarkeröffnungsbilanz durch Höher— 
bewertung ausgewieſen werden. Der 
Firmenwert wird außerdem, ſoweit er in im⸗ 
materiellen Werten beſteht, durch die veränder⸗ 
ten Wettbewerbsverhältniſſe infolge des Anſchluſſes 
ſeinen Wert oft verloren haben. Das gilt 
insbeſondere bei entjudeten Betrieben, bei 
denen ein aktivierungsfähiger Wert der Firma, des 
Kundenkreiſes oder der bisherigen Reklameaufwen⸗ 
dungen ſchon im Zeitpunkt des Kaufs nicht anzu⸗ 
erkennen ſein wird. Man wird allgemein den Anſatz 
eines Firmenwerts nur inſoweit zulaſſen 


dürfen, als der Unternehmer den für den Firmenwert 
gezahlten Betrag nicht ſchon auf die einzelnen Be⸗ 
triebsgüter durch Höherbewertung ver⸗ 
teilt hat. Dieſes Verfahren iſt ſteuerlich für ihn 
auch günſtiger, weil er Abſchreibungen auf den Be⸗ 
triebsbeſtehenswert nur ausnahmsweiſe vornehmen 
darf. 

Bei der Bewertung von Patenten iſt gleich⸗ 
falls Zurückhaltung geboten. Es iſt nicht zuläſſig, der⸗ 
artige Wirtſchaftsgüter mit Phantaſiewerten anzu⸗ 
ſetzen, um durch eine raſche Abſchreibung den Gewinn 
der Folgejahre zu verkürzen. Bei der auch jetzt noch 
beſtehenden Unſicherheit über die Ertragsausſichten 
der öſterreichiſchen Unternehmen im Einzelfall kann 
der Wert eines Patents nur nachſeinemgegen⸗ 
wärtigen Ertragswert beſtimmt werden. Ein 
höherer Wert für ein Patent, als er bisher angeſetzt 
war, wird insbeſondere dann nicht anerkannt werden 
können, wenn das öſterreichiſche Patent durch ein 
gleichartiges Patent im ſonſtigen Reichs- 
gebiet ſeine Alleinherſtellungsrechte eingebüßt hat. 


Die Paſſivierungspflicht von Penſionsver⸗ 
pflichtungen an Gefolgſchaftsmitglie⸗ 
der iſt im deutſchen Handelsrecht meiſt be⸗ 
jaht worden. Der Reichsfinanzhof hat fie ſteuer⸗ 
lich als paſſivierungsfähig und nicht als paſſivie⸗ 
rungspflichtig erklärt. Die öſterreichiſchen Unter⸗ 
nehmer haben ſie bisher meiſt nicht bilanziert. Man 
wird für die Reichsmarkeröffnungsbilanz eine Paſſi⸗ 
vierungspflicht grundſätzlich nur dann und inſo⸗ 
weit anerkennen, als der Unternehmer ſchon bis- 
her durch die Einſtellung eines Schuldpoſtens in der 
Bilanz zu erkennen gegeben hat, daß er dieſe Ver⸗ 
pflichtung für eine wirkliche Schuld anſieht. 
Würde man die Paſſivierungspflicht in jedem 
Fall annehmen, ſo würden die Unternehmer 
der Oſtmark der Möglichkeit, die Rückſtellungen mit 
gewinnmindernder Wirkung vorzunehmen, verluſtig 
gehen. Würde man die Paſſivierungspflicht grund⸗ 
ſätzlich verneinen, fo wäre es möglich, daß ein 
öſterreichiſcher Unternehmer, der durch jährliche Rück⸗ 
ſtellungen ſchon bisher ſeinen Gewinn vermindert hat, 
dies ein zweites Mal mit ſteuerlicher Wirkung 
tun kann. Beides würde dem Sinn der Umſtellungs⸗ 
verordnung widerſprechen. 


13. Bewertung der Währungsforderungen und Wäh⸗ 

rungsſchulden 

8 3 Abſatz 2 Satz 1 und Abſatz 3 der Umſtellungs⸗ 
verordnung gemäß ſind Forderungen und Schulden 
mit dem Wert anzuſetzen, der ihnen am Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanzſtichtag beizulegen iſt. Dieſer Wert⸗ 
begriff iſt gleichbedeutend mit dem ſteuerlichen Begriff 
des Teilwerts. 


Das gilt auch für Währungsforderun⸗ 
gen und ⸗verbindlichkeiten. Da hinſichtlich 
der Reichsmarkeröffnungsbilanz die Grundſätze des 
Bilanzenzuſammenhangs und des Wertzuſammenhangs 
nicht gelten, kann die Bewertung mit dem Teilwert 
ohne Rückſicht auf die Bewertung in dem 
der Reichsmarkeröffnungsbilanz unmittelbar voran⸗ 
gehenden Hauptabſchluß vorgenommen werden, 
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„Im einzelnen ergibt ſich das folgende: Fremd⸗ 
währungs forderungen waren in der Schlußbilanz 
1938 mit dem Anſchaffungswert oder dem 
niedrigeren Teilwert anzuſetzen. Sie können in 
der Reichsmarkeröffnungsbilanz mit dem Teilwert auch 
dann angeſetzt werden, wenn er höher iſt als der 
Anſchaffungswert. Fremdwährungs ſchulden waren 
in der Schlußbilanz 1938 mit dem Verfügungs⸗ 
be trag oder dem höheren Teilwert anzuſetzen. 
In der Reichsmarkeröffnungsbilanz können ſie mit 
dem Teilwert auch dann bewertet werden, wenn 
er niedriger iſt als der Verfügungsbetrag. 


Beiſpiel P: 


Bei Fortführung der Beiſpiele G, H und J 
im Abſchnitt 6 ergibt ſich 

zu G: die Forderung iſt mit dem Teilwert von 
570 RM anzufegen; eine Auswirkung ergibt 
ſich nicht; 

in der Reichsmarkeröffnungsbilanz iſt die 
Schuld mit 248 000 RM (Börſenkurswert) 
anzuſetzen. Die Rücklage kann aufgelöſt 
werden (für Kapitalgeſellſchaften Hinweis 
auf § 5 Abſatz 3 Satz 2 der Umſtellungs⸗ 
verordnung). Der Unternehmer kann alſo 
den doppelten Gewinn, der ſich früher aus 
der Abwertung des Dollars und jetzt aus 
dem günſtigen Umrechnungsverhältnis des 
Schillings zur Reichsmark ergeben hat, 
ſte uerfrei in der Reichsmarkeröffnungs⸗ 
bilanz ausweiſen; 


die Schuld iſt mit 570 000 RM zu bewerten. 
Der Umrechnungsgewinn in Höhe von 
(833 000 — 570 000 S) 263 000 RM wird 
alſo ſteuerfrei ausgewieſen. Wie verhält es 
ſich mit der ſeinerzeit geſtundeten Steuer 
von 125 000 S (= 83333 RM)? 


zu : 


zu J: 


Im Abſchnitt 6 iſt ausgeführt, daß das - 
e ne nick grundſätzlich 115 e 
pflicht der nicht verwirklichten Währungs- 
ke bejahte und daß es nur in beſtimmtem Um⸗ 
eure der Steuerzahlung 
S Zen der Schuld geſtattete. Wenn der 
Werden e dem Stundung bewilligt 
Zn iſt, die geſtundete Steuer bei Tilgung der 
Ei en bat, fo wird er ebenſo behandelt 
eh die dem die Stundung früher 
rt 1 95 worden iſt. Daß andere Steuerpflichtige, 
lung für SR der Bildung einer Rückſtel⸗ 
ſpiel II), im 55 Währungsgewinn offenſtand (Bei⸗ 
ben Grundig 0 1 0 ſich beſſerſtellen, verletzt nicht 
Steuerpflichtige er gleichmäßigen Behandlung der 
das beſon weil dieſe Beſſerſtellung eine Folge 
vererben der Umſtellungs⸗ 
ſtellungsverordnung en 10 5 Er 6 55 
die Aufdeckung von ſtillen Rücklagen 
nicht zu einer Steuerpflicht führen darf, verletzt: Es 
handelt ſich im Fall des Beiſpiels J nicht um die 
Aufdeckung von Rücklagen, ſondern um die 


Nachforderung von Steuern, die unter 
Umſtänden bereits vor Jahren rechtskräftig feſtgeſetzt 
worden find. Dieſe Steuern find geſtundet. Ihre 
Zahlung kann gemäß den Grundſätzen des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes und des Artikels VIII des Bundesgeſetzes 
BGBl. Nr. 24/1937 erſtgefordert werden, wenn 
der Gewinn verwirklicht iſt, alſo bei Til⸗ 
gung oder Ablöſung der Schuld. Wegen der Gefahr 
der Verjährung empfiehlt es ſich, die Verjährung durch 
Erlaß einer Stundungsverfügung zu unter⸗ 
brechen (8 147 Abſ. 1 der Reichsabgabenordnung). 


Von öſterreichiſcher Seite wird vorgebracht, daß 
die Feſtſtellung des Teilwerts von Währungsverbind⸗ 
lichkeiten und damit die Aufſtellung der Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanz nicht möglich ſei, weil noch nicht feſt⸗ 
ſtehe, ob und in welcher Höhe für die Steuer- 
pflichtigen der Oſtmark die Ablieferung der 
Abwertungsgewinne verlangt werde. Be⸗ 
kanntlich müſſen im Altreich auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes über Abwertungsgewinne vom 23. Dezember 
1936 (RGBl. 1 S. 1126, mit mehreren Durchführungs⸗ 
verordnungen) grundſätzlich 75 v. H. der Gewinne an⸗ 
läßlich der Erfüllung von Verbindlichkeiten, die aus 
dem Kapitalverkehr herrühren und auf eine ab⸗ 
gewertete Währung lauten, abgeliefert werden (Hin⸗ 
weis auf die Veranlagungsrichtlinien für 1937 B VI 4). 
Das Geſetz iſt noch nicht in der Oſtmark eingeführt. 
Mit einer Einführung in der Form, daß die Ge⸗ 
winne aus Abwertungen vor der Wie⸗ 
dervereinigung der Oſtmark mit dem Reich er⸗ 
faßt werden, braucht aller Wahrſcheinlichkeit nach 
nicht gerechnet zu werden. Ebenſowenig ſollen 
die Gewinne erfaßt werden, die ſich aus der 
Umrechnung von Schilling in Reichs⸗ 
mark ergeben haben. Es iſt dagegen beabſichtigt. 
die Gewinne aus der Erfüllung von Verbindlich⸗ 
keiten aus dem Kapitalverkehr zu erfaſſen, die durch 
eine nach dem 17. März 1938 erfolgte 
Abwertung entſtanden ſind oder ent⸗ 
ſtehen. Solche Abwertungen ſind ſeit der Wieder⸗ 
vereinigung bis jetzt nur bei dem engliſchen Pfund 
und dem franzöſiſchen Franc eingetreten, und auch 
das nur in unbedeutendem Umfang. Durch beſondere 
Beſtimmungen wird vorgebeugt werden, daß dieſe 
Beſſerſtellung der öſterreichiſchen Schuldner gegenüber 
den Schuldnern des Altreichs nicht zu einer Um⸗ 
gehung der Ablieferungspflicht ausgenutzt wird, 
wie das insbeſondere bei Verlegung des Wohnſitzes 
oder Sitzes aus dem Altreich in die Oſtmark nach dem 
Anſchluß oder durch Übertragung von Forderungen 
oder Schulden innerhalb von Konzerngeſellſchaften 
möglich wäre. 

Die Unternehmer der Oſtmark brauchen alſo die 
Aufſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz nicht aus 
Angſt vor einer Ablieferungspflicht ihrer Gewinne, 
die ſich aus einer früheren Abwertung ergeben haben, 


zu verſchieben. 


14. Steuerliche Bedeutung der Reichsmarkeröffnungs⸗ 
bilanz 
Für die Reichsmarkeröffnungsbilanz beſtimmt 
& 33 der Umſtellungsverordnung, daß die ledi glich 
zahlenmäßigen Vermögensverände⸗ 


2 


rungen, die ſich bei der Aufſtellung der Bilanz er⸗ 
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geben, keine Steuerpflicht begründen. 
Das gilt insbeſondere für die Betriebsvermögens⸗ 
erhöhungen, die durch die Neubewertung von 
bisher unterbewerteten Vermögens- 
teilen in Erſcheinung treten. Der Betriebs- 
gebarensgewinn aus dem letzten Wirtſchafts⸗ 
jahr vor dem Reichsmarkeröffnungsbilanztag wird 
durch dieſe Aufdeckung von ſtillen Rücklagen nicht 
berührt. 

Die ſteuerliche Begünſtigung iſt aber in dreifacher 
Weiſe eingeſchränkt: Einmal müſſen die Ver⸗ 
mögensteile bei Kapitalgeſellſchaften ſchon vor 
dem Zeitpunkt der Umſtellung Be⸗ 
triebsvermögen geweſen ſein. Bei natürlichen 
Perſonen und Perſonengeſellſchaften tritt an die 
Stelle der Umſtellung die Aufſtellung der Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz. Gegenſtände, die erſt nach 
dem Umſtellungstag oder nach dem Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanztag geliefert oder hergeſtellt werden, 
können alſo auch dann nicht mit einem höheren Wert 
als den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten be⸗ 
wertet werden, wenn ſie ſchon vor dieſem Tag beſtellt 
oder in Auftrag gegeben worden ſind. Ebenſo dürfen 
Wirtſchaftsgüter, die nach dem 17. Mär 3 1938 
angeſchafft oder hergeſtellt worden ſind, 
$ 33 Abſatz 2 Satz 2 gemäß höchſtens zu den An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten bewertet werden, 
auch wenn ſie in ihrem Wert ſeitdem geſtiegen ſind 
(anderer Anſicht Böttcher⸗Meilicke S. 88). Schließlich 
dürfen Abſetzungen für Abnutzung und 
ſonſtige Abſchreibungen ſich nach dem Anſchluß nicht 
doppelt auswirken (Hinweis auf die Bei⸗ 
ſpiele in der DStZ 1938 S. 867 BA S. 827). 


Abgeſehen von dieſen Einſchränkungen ſind die 
Wertanſätze in der handelsrechtlichen 
Reichsmarkeröffnungsbilanz die glei⸗ 
chen wie die in der ſteuerrechtlichen Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz. Ob man deswegen von einer 
Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen 
Eröffnungsbilanz für die ſteuerrechtliche Er⸗ 
öffnungsbilanz ſprechen kann, mag dahingeſtellt 
bleiben. Anerkannten Rechts iſt es, daß die gegen- 
feitige Bindung der Bilanzen ſich nur auf die Wert⸗ 
anſätze der einzelnen Wirtſchaftsgüter erſtreckt und 
daß die Wertanſätze der Handelsbilanz 
nur inſoweit maßgebend ſein können, als ſie den 
Grundſätzen des Steuerbilanzrechts ni cht wider⸗ 
ſprechen. Abweichungen der Wertanſätze in der 
ſteuerlichen Eröffnungsbilanz von denen der handels⸗ 
rechtlichen Eröffnungsbilanz ſind daher auch außer⸗ 
halb der oben dargeſtellten drei Sonderbeſtimmungen 
möglich. 


Beiſpiele: 
Q. Die Aufnahme der Villa eines Einzelunter⸗ 


nehmers in der Reichsmarkeröffnungsbilanz iſt 
handelsrechtlich zuläſſig, ſteuerrechtlich nicht. 


R. Ein Unternehmer hat eine Maſchine in der 
Reichsmarkeröffnungsbilanz mit 1000 RM be⸗ 
wertet. Das Finanzamt ſtellt den Teilwert 
mit 600 RM feſt. Für die ſteuerrechtliche Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz iſt der Ausgangswert 


600 RM ohne Rückſicht darauf, ob die handels⸗ 
rechtliche Eröffnungsbilanz berichtigt wird 
oder nicht. 


Im Schrifttum iſt die Beſtimmung des 8 33 
Abja 2 Satz 1 außerordentlich lebhaft behandelt 
worden. Nach dieſer Vorſchrift ſind die Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanzwerte für die Steuern vom Ein- 
kommen, Ertrag und Vermögen als Ausgangswerte 
maßgebend, „o weit ſteuer liche Vor⸗ 
ſchriften nicht entgegenſtehen“. Dieſe 
Einſchränkung iſt mehrfach (ſo auch in der DStz3 1938 
S. 867 BA S. 827) dahin ausgelegt worden, daß die 
Beſtimmung des § 6 Ziffer 6 E StG, wonach 
Wirtſchaftsgüter bei der Eröffnung eines Betriebs mit 
dem Teilwert, höchſtens jedoch mit den Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungskoſten anzuſetzen ſeien, entſprechend 
auch für die Reichsmarkeröffnungsbilanz gelte, weil 
die Aufſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz als 
eine Art Eröffnung eines Betriebs anzuſehen ſei. 
Dagegen iſt vorgebracht worden, daß der Übergang 
zu einer anderen Währung, verbunden mit einer Neu- 
bewertung der Betriebsgüter, noch keine Betriebs⸗ 
eröffnung ſei, daß das Steuerrecht auch ſonſt (z. B. im 
Umwandlungsſteuerrecht) eine überſchreitung der An⸗ 
ſchaffungskoſten geſtatte und daß in der Verordnung 
über Reichsmarkbilanzen im Saarland bei ſonſt 
gleichlautenden Beſtimmungen ausdrücklich die Be⸗ 
wertung mit dem Teilwert ohne Rückſicht auf die An⸗ 
ſchaffungskoſten geſtattet geweſen ſei. Das müſſe auch 
für die Oſtmark gelten. 


Zu 8 35 dieſer Saarlandverordnung, dem der 
§ 33 der öſterreichiſchen Umſtellungsverordnung ent⸗ 
ſpricht, hat der Reichsfinanzhof (Urteil vom 16. Juni 
1938, RStBl. 1938 S. 877) ausgeführt, daß dieſe Vor⸗ 
ſchriften etwa den Beſtimmungen der 88 104 und ff. 
des Einkommenſteuergeſetzes 1925 entſprechen. Die 
Bewertungsbeſtimmungen der ein- 
kommenſteuerlichen Eröffnungsbilanz 
1925 gingen aber mindeſtens für die Bewertung 
der Umlaufgüter nicht von den tatſächlichen An⸗ 
ſchaffungskoſten oder dem Teilwert aus, ſondern von 
dem Betrag, „der für die Anſchaffung oder Her— 
ſtellung des Gegenſtands bei Beginn des 
Steuerabſchnitts hätte aufgewendet 
werden müſſen“ ($ 107 Abſatz 3 EStG 1925). 
Der Reichsfinanzhof hat deshalb in dem Fall, der ihm 
zur Entſcheidung vorlag, als Anſchaffungskoſten einer 
Beteiligung den gemeinen Wert am 1. Januar 1936 
als dem Tag, für den der ſaarländiſche Unternehmer 
ſeine Reichsmarkeröffnungsbilanz ſpäteſtens aufzu⸗ 
ſtellen hatte, angenommen. 


Bei entſprechender Anwendung dieſer Grundſätze 
müßten auch für Oſterreich als Höchſtwert die 
fiktiven Anſchaffungskoſten am Reichs- 
markeröffnungsbilanztag, ſpäteſtens am 
1. Januar 1940, angeſehen werden. Dieſer Wert iſt 
gleichbedeutend mit den Wiederbeſcha ffungs⸗ 
koſten, die wiederum die Höchſtgrenze für den 
Teilwert bilden. Dieſer kann alſo niemals höher 
als die Anſchaffungskoſten am Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanztag ſein, ſo daß ein Unterſchied 
zwiſchen den beiden Auslegungen im Ergebnis nicht 
mehr beſtände. 


C 
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Es beftehen daher meines Erachtens keine Be⸗ 
denken, wenn für die Reichs markeröff⸗ 
nungsbilanz die Bewertungsbeſtim⸗ 
mungen des 8 3 der Umſtellungsver⸗ 
ordnung auch ſteuerlich (mit den oben dar⸗ 
geſtellten Einſchränkungen) anerkannt werden. 


C. Berichtigung früherer Bilanzen 


15. Aufdeckung ſtiller Rücklagen im Hauptabſchluß 

1938 und in der Reichsmarkeröffnungsbilanz 

Im Abſchnitt 4 wurde ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Bewertung in den Hauptabſchlüſſen vor 
1938 oft eine ſehr großzügige, unter Um⸗ 
ſtänden auch eine gewollt und bewußt fal ſche war, 
und daß derartige unzuläſſige Wertanſätze von den 
öſterreichiſchen Steuerbehörden infolge einer unzu⸗ 
reichenden Prüfung der Buchführung hingenommen 
werden mußten. Die Bilanzen, die nunmehr unter 
der Herrſchaft des d eutſchen Steuerrechts den 
Behörden der Reichsfinanzverwaltung vorgelegt wer⸗ 
an e 1 Bilanz⸗ 

ätze der vorhergehenden Zeit auf. 
Folgen ergeben ſich daraus? 1 Par 


Beiſpiele: 


S. Ein Unternehmer hat eine Forderung, die 
vollwertig war, in den Hauptabſchlüſſen für 1936 
und für 1937 mit der Hälfte des Werts angeſetzt. 


P. Ein Unternehmer hat ſeinen Warenbeſtand 
jährlich mengenmäßig und wertmäßig richtig feſt⸗ 
geſtellt, in die Bilanz aber nur mit einem Abſchlag 


von 25 v. H. „wegen möglicher Wertminderungen“ 
aufgenommen. 


U. 715 Unternehmer hat in ſeine Bilanz eine 
e Schuld an einen Auslandsgläu⸗ 
1 r eingeſetzt. Der Gewinn wurde jährlich um 
ie Zinſen gemindert, die auf ein Konto bei einer 
ausländiſchen Bank, das der Steuerbehörde nicht 
bekannt war, gezahlt wurden. 


„Es bedarf keiner Darlegung, daß in allen drei 
D in der 1 ee een 
> nz eine Richtigſtellung dieſer Bi⸗ 
ſchon anſätze erford er li ch iſt. Das ergibt ſich 
8 7 . der grundſätzlichen Forderung nach 
N 55 ah r heit ‚ wie ſie die Umſtellungsver⸗ 
Auel urchzieht. Die fehlerhaften Wert⸗ 
ien aber auch ſchon in dem 
9 lu für 1938 aufgededt 
ſpiel 8) 155 5 Bewertung der Forderung (Bei- 
Haupt schlug er Ware n (Beiſpiel T) in dieſem 
folgen; Der Es $ 6 Ziffer 2 ESIG gemäß er- 
den Anſchaffun ‚euerhflichtige hat die Wahl zwiſchen 

gskoſten und dem niedrigeren Teilwert. 


Der Anſatz der 5 
werts und der Forderung mit der Hälfte des Nenn⸗ 


; Waren mit ei 75 
teren eng e 
rechtlich noch ſtenerde W 
Im Abſchnitt 2 wurde ausaefi 
5 aus 
bedbtebfaleb 1037 ente fer 


den Betriebs vermögens vergleich 1938 
iſt und daß die Umrechnung der Schillingwerte im 
Hauptabſchluß 1937 eine re in rechneriſche iſt. 
Die Forderung einer zutreffenden Bewertung im 
Hauptabſchluß 1938, die dem deutſchen Bewertungs⸗ 
recht entſpricht, würde alſo zur Folge haben, daß alle 
ſtillen Rücklagen ohne Rückſicht darauf, ob ihre 
Bildung als eine Steuerzuwiderhandlung anzusehen 
war oder nicht, im Jahr 1938 aufgelöſt und 
verſteuert werden müßten. Die Steuervergünſti⸗ 
gung des 8 33 der Umſtellungsverordnung würde 
dieſen aufgedeckten ſtillen Rücklagen nicht zugute 
kommen. 


Es iſt auch aus anderen Gründen nicht möglich, 
auf die Aufdeckung dieſer Rücklagen im Hauptabſchluß 
1938 gänzlich zu verzichten und ſie erſt für die 
Reichsmarkeröffnungsbilanz zu fordern. Nach den 
88 2 und 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Gewerbeſteuergeſetzes im Land Oſterreich für das 
Rechnungsjahr 1939 vom 28. Februar 1939 (RGBl. I 
S. 376, RStBl. 1939 S. 385) ſind bei buchführenden 
Gewerbetreibenden die Buchwer te im Haupt- 
abſchluß 1938 die Grundlage für die Ermitt⸗ 
lung des Gewerbekapitals für das 
Rechnungsjahr 1939. Wenn die Fortfüh⸗ 
rung unzuläſſiger Rücklagen, die zum 
Teil ſogar auf einem ſteuerunehrlichen Verhalten des 
Unternehmers beruhen, geſtattet würde, ſo würden 
ſich für das Rechnungsjahr 1939 und, da die Auf: 
ſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz noch bis zum 
1. Januar 1940 zuläſſig iſt, möglicherweiſe noch für 
das nächſte Jahr ſteuerliche Vorteile zu 
Laſten der ſteuerehrlichen Unterneh⸗ 
mer ergeben. Um dieſe Folgen zu verhindern, ander⸗ 
ſeits aber die ſteuerfreie Auflöſung von ſtillen Rück⸗ 
lagen unabhängig von der Aufſtellung der Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz zu ermöglichen, war es erfor⸗ 
derlich, eine Regelung zu treffen, die zwar nicht ein⸗ 
fach iſt, aber einen gerechten Ausgleich 
zwiſchen den Intereſſen der öſterreichiſchen Wirt⸗ 
ſchaft und der Reichsfinanzverwaltung 
gewährleiſtet. 


16. Die Amneſtiebeſtimmungen für die Oſtmark 


Durch den Ro F⸗Erlaß vom 4. „ 
1938, NStBL. 1938 S. 561, iſt das folgende beſtimmt 
worden: Rechtskräftige Veranlagungen auf dem Ge⸗ 
biet der direkten Steuern für das Ja hr 1936 
und die Vorjahre find zuungunſten des Steuer⸗ 
pflichtigen nicht zu berichtigen, wenn der Steuerpflich⸗ 
tige für das Jahr 1937 eine richtige 
Steuererklärung abgegeben hat oder 
wenigſtens nach beſten Kräften an einer zutref⸗ 
fenden Veranlagung für dieſes Jahr 
mitwirkt. Berichtigungsverfahren ſind durchzu⸗ 
führen, wenn ſie bereits in Gang waren und der 
Steuerpflichtige darüber bereits Mitteilung durch die 
Steuerbehörde erhalten hat. Juden und jüdiſchen 
Unternehmen wurden dieſe Vergünſtigungen nicht 
gewährt. Weitere Ausführungen betrafen die Gewäh⸗ 
rung von Straffreiheit uſw. 


Die ſpäter ergangenen Linzer Grun dſätze 
(Roc ⸗Erlaß vom 8. November 1938, RStBl. 1938 


0 
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S. 1000) betrafen lediglich die Behandlung von rück⸗ 
ſtändigen, alſo bereits feſtgeſetzten Steuern und die 
Behandlung von Steuervergehen. 


Zur Anpaſſung der Beſtimmungen in dem Rd ⸗ 
Erlaß vom 4. Juni 1938 an die ſpäter veröffentlichte 
Umſtellungsverordnung iſt in dem Rd F⸗Erlaß 
vom 26. Januar 1939, RStBL. 1939 S. 193, 
beſtimmt worden: Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
unzuläſſigerweiſe und zuläſſigerweiſe 
gebildeten ſtillen Rücklagen, wobei die Zu⸗ 
läſſigkeit nach dem Perſonalſteuergeſetz zu beurteilen 
iſt. Zuläſſige ſtille Rücklagen können bis zur Auf⸗ 
ſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz weitergeführt 
werden. Unzuläſſige ſtille Rücklagen, die i m 
Jahr 1937 oder ſpäter gebildet wurden, 
müſſen aufgedeckt und verſteuert werden. Un zu⸗ 
läſſige ſtille Rücklagen, die bereits im Haupt- 
abſchluß 1936 enthalten waren, ſollen nicht mehr 
verſteuert werden. 


Nach den Erlaſſen vom 4. Juni 1938 und vom 
26. Januar 1939 iſt alſo der maßgebende Schnitt⸗ 
punkt der Hauptabſchlußtag für das 
Wirtſchaftsjahr 1936. Was nach dieſem 
Zeitpunkt bilanzmäßig geſündigt worden iſt, unter⸗ 
liegt der unbegrenzten Steuernachforderung. Bilanz⸗ 
ſünden, die vor oder bis zum Hauptabſchlußtag 
1936 begangen worden ſind, können nur dann zu einer 
Nachforderung von Steuern (und zu einem Strafver⸗ 
fahren) führen, wenn die Einkommenſteuererklärung 
für 1937 nicht richtig abgegeben oder nicht rechtzeitig 
berichtigt worden iſt. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß viele Unter⸗ 
nehmer von dieſer Möglichkeit keinen 
Gebrauch gemacht haben und daß die Ein- 
kommenſteuer⸗ und Körperſchaftſteuerveranlagungen 
für 1937 vielfach auf unrichtigen Erklärungen be⸗ 
ruhen. Die Aufdeckung der ſtillen Rücklagen in 
dem Hauptabſchluß für 1938 oder in der 
Reichsmarkeröffnungsbilanz würde bei 
dieſen Unternehmern dazu führen, daß das Finanzamt 
uneingeſchränkt auch für die Zeit vor 1937 Steuern 
nachfordern könnte, wenn nicht eine erweiterte 
Berichtigungsmöglichkeit der Einfommen- 
fteuer- und Körperſchaftſteuererklärung für 1937 
zugeſtanden worden wäre. Angeſichts der beſonderen 
Verhältniſſe im Jahr 1938, die für die öſterreichiſchen 
Unternehmer eine Umſtellung des ganzen Wirtſchafts⸗ 
lebens zur Folge hatten, war dieſe Erweiterung erfor⸗ 
derlich. Dazu kam, daß die Bedeutun g der ſteuer⸗ 
lichen Möglichkeiten des Amneſtieerlaſſes erſt 
nach Erlaß der Umſtellungs verordnung 
vom 2. Auguſt 1938 und nach Einführung des Ein- 
kommenſteuergeſetzes und des Körper— 
ſchaftſteuergeſetzes in der Oſtmark mit Rück⸗ 
wirkung für das Jahr 1938 (Siebente Einführungs⸗ 
verordnung vom 17. Dezember 1938) deutlich zu 
erkennen war. Die öſterreichiſchen Finanzämter wer⸗ 
den daher Berichtigungen der Einkom- 
men⸗ und Körperſchaftſteuererklärun⸗ 
gen für 1937 auch jetzt noch im allge- 
meinen zu beachten haben, ohne Rückſicht 
darauf, ob die Veranlagung für 1937 ſchon 
rechtskräftig iſt oder nicht. 


Die Berichtigung muß freiwillig erfolgen. 
Sie iſt nur ſolange möglich, als nicht das Finan 83. 
amt ſchon ſelbſt Kenntnis von der unzu⸗ 
läſſigen Bilanzierung hat. Auf welche 
Weiſe das Finanzamt dieſe Kenntnis erlangt hat 
(3. B. durch eine Betriebsprüfung oder durch 
eine Anzeige von dritter Seite), iſt gleichgültig. 
Es kann daher den Unternehmern der 
Oſtmark nicht dringend genug emp⸗ 
fohlen werden, die Berichtigung, ſo⸗ 
weit ſie nicht ſchon mit der Einreichung 
der Einkommenſteuer⸗ oder Körper⸗ 
ſchaftſteuererklärung für 1938 ver- 
bunden war, ſobald wie möglich vorzu- 
nehmen. Dabei iſt zu beachten, daß es eine Teil⸗ 
amneſtie nicht gibt. Der Unternehmer, der ſein 
Bekenntnis für 1937 nur zum Teil richtiggeſtellt 
hat, muß damit rechnen, daß das Finanzamt auch die 
von ihm gemeldeten Verkürzungen 
ſteuerlich erfaßt, wenn ſich weitere Verkürzungen 
des Gewinns 1937 ergeben, die er nicht recht- 
zeitig berichtigt hat. 

Nach dem Erlaß vom 4. Juni 1938 war Voraus- 
ſetzung für die Beſchränkung von Steuernachforderun⸗ 
gen, daß der Steuerpflichtige eine richtige Er⸗ 
klärung für 1937 abgegeben hat. Iſt eine Erklä⸗ 
rung auch dann richtig, wenn zwar das Einkom⸗ 
men der Höhe nach zutreffend angegeben worden iſt, 
die der Gewinnermittlung zugrunde 
liegenden Bilanzen aber folſche Anſätze ent⸗ 
hielten, mochten ſich dieſe auch für den Gewinnermitt⸗ 
lungszeitraum nicht ausgewirkt haben? 


Im Fall des Beiſpiels s hat ſich die Unterbewer⸗ 
tung der Forderung für 1937 nicht ausgewirkt. Es iſt 
aber bereits im letzten Abſchnitt ausgeführt worden, 
daß in dem Hauptabſchluß 1938 ſchon der 
Gewerbekapitalſteuer wegen die Forderung mit dem 
zutreffenden Wertanſatz, der ſich aus §H6 EStG ergibt, 
erſcheinen muß. Der Anſatz in der Anfan 98. 
bilanz des Wirtſchaftsjahrs 1938 muß 
(abgeſehen von der Währungsumrechnung) mit dem 
Anſatz im Hauptabſchluß 1937 übereinſtim⸗ 
men. Wenn der Steuerpflichtige den Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen ſeinem falſchen Bilanzanſatz und dem 
zuläſſigen Bilanzanſatz nicht für 1938 verſteuern will, 
bleibt ihm nur die Möglichkeit, auch den Wertanſatz 
im Hauptabſchluß 1937 richtigzuſtellen, d. h. 
ſeine Erklärung für 1937 zu berichtigen. Die Steuer⸗ 
verkürzung fällt aber nicht in das Jahr 1937, ſondern 
bereits in das Jahr 1986. Der Steuerpflichtige iſt 
alſo weiter berechtigt, den falſchen Wertanſatz im 
Hauptabſchluß 1936 aufzudecken, d. h. den 
unzuläſſigen Wertanſatz bis zur Fehlerquelle zu ver⸗ 
folgen. Eine Nachforderung der für 1936 ver⸗ 
kürzten Steuer kommt nach dem Erlaß vom 4. Juni 
1938 nicht in Betracht. 


17. Die Durchführung der Bilanzberichtigung 
Nach den vorſtehenden Ausführungen ergeben ſich 
die folgenden Grund ſätze: 
1. Die Berichtigung iſt auch nach Abgabe 
der Einkommenſteuererklärung für 
1937 und nach rechtskräftiger Veranlagung 
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möglich, wenn das Finanzamt nicht bereits auf 
andere Weiſe von der Verkürzung Kenntnis er⸗ 
langt hat. 

Die Berichtigung erftredt ſich, wenn 
der unzuläſſige Bilanzanſatz ſich nur bei der Er⸗ 
mittlung des Gewinns für 1937 ausgewirkt 
0 nur auf die Jahresſchlußbilanz 


„Wenn der unzuläſſige Bilanzanſatz in den Haupt- 
abſchlüſſen 1936 und 1937 enthalten 
iſt, iſt die Berichtigung beider Haupt⸗ 
abſchlüſſe erforderlich. Das gilt auch, 
wenn der Bilanzanſatz für die Gewinnermittlung 
1937 ſich nicht mehr ausgewirkt hat. 


„Die Auswirkungen ſollen in den folgenden Bei⸗ 
ſpielen dargeſtellt werden: 


V. Der Unternehmer hat eine Forderung von 
10 000 S, die zum Betriebsvermögen gehörte, in 
den Hauptabſchlüſſen 1936 und 1937 
nicht aufgeführt. Er muß den Hauptabſchluß 1936 
(= Anfangsbilanz 1937) und den Hauptabſchluß 
1937 berichtigen, ohne daß ſich eine ſteuerliche Aus⸗ 
wirkung ergibt. Hätte er die Forderung nur im 
Ha upta b il uß 1 937 nicht aufgeführt, fo 
wäre nur eine Berichtigung dieſes Hauptabſchluſſes 
erforderlich. „Der Gewinn des Wirtſchaftsjahrs 
A ſich dann um 10 000 S (= 6666 AM) 
en. 


Dez Unternehmer hat eine Forderung von 
Bi 700 die vollwertig iſt, im Hauptabſchluß 1936 
9 5 > und im Hauptabſchluß 1937 mit 
für 75 e Er muß ſein Bekenntnis 
ſchlüſſe 1 richtigſtellen und die Hauptab⸗ 
Gewinnerhö 936 und 1937 berichtigen. Die 
führt ni 1 für 1936 in Höhe von 5 000 S 
1937 „ 5 zu einer Nachforderung. Der Gewinn 
1355 . ſich um 2000 S. Die Veranlagung 
0 1 zu berichtigen. Im Hauptabſchluß 1938 
58 ie Forderung mit 6666 RM bewertet werden. 
ee hat in den Jahren 1936 und 
9100 Privatentnahmen in Höhe von je 
ha > als abzugsfähige Betriebsausgaben be⸗ 
I Die Gewinndberfürzung für 
ken 6 iſt ſteuerlich unbeachtlich, wenn das Be- 
l für 1937 berichtigt wird. Der Gewinn 
ere erhöht ſich um 3333 RM. Eine Bilanz⸗ 
. iſt nicht erforderlich. Unterläßt der 
niffes 1 hmer die Richtigſtellung feines Bekennt⸗ 
55 an. io kann auch die Veranlagung für 

n die 170 Ungunſten geändert werden. Ebenſo 

ſtrafrechtlichen Folgen ein. 


VI. Der Unt 
jeweils n ur hat ſeinen Warenbeſtand 


f mit der Hälfte der A > 
fun nſchaf 
He bewertet. Der Warenbeſtand ſoll 
tragen 5 gleichbleibend 1000 Einheiten be⸗ 
gewechſelt. Di Die Zuſammenſetzung hat ſtändig 
waren am 31 . Anſchaffungskoſten je Einheit 
ber 1937 12 an: 1936 10 S, am 31. Dezem⸗ 
10 Reichs und am 31. Dezember 1938 

eichsmark. Die Bilanzanſätze lauteten 
ſonach für den 31. Dezember 1936 auf 5 000 S 


trete 


(ſtatt richtig 10 000 S) und für den 31. Dezember 
1937 auf 6000 S (ſtatt 12 000 S). Bei Nicht⸗ 
berichtigung der Erklärung für 1937 würde ſich für 
1938 infolge des falſchen Anfangsbeſtands von 
4000 RM (= 6000 S) gegenüber einem End⸗ 
beſtand von 10 000 RM eine Gewinnerhöhung von 
6 000 RM ergeben. 

Der Unternehmer muß ſeine Bilanzen 
für 1936 und 1937 berichtigen. Für 1937 
ergibt ſich dann eine Erhöhung des Gewinns in 
Höhe von 1000 S. Für 1938 ergibt ſich ein 
Anfangsbeſtand von 8000 RM (— 12000 S) und 
ein Endbeſtand von 10 000 RM. Die Erhöhung 
des Gewinns für 1936 in Höhe von 5000 S 
wird nicht erfaßt. 


VII. Der Unternehmer hat feinen Warenbeſtan d 


jeweils mit den Verkaufspreiſen ab ⸗ 
züglich eines Abſchlags von 3 0 v. H. 
bewertet. Dieſes Verfahren war in der Oſtmark 
üblich und wurde von den Finanzbehörden nicht 
beanſtandet, wenn gegen die Höhe des Abſchlags 
Bedenken nicht beſtanden. § 6 Ziffer 2 EStG 
gemäß hätte die Ware mit den Anſchaffungskoſten 
oder dem niedrigeren Teilwert bewertet werden 
müſſen. Der Warenbeſtand, der in ſeiner Zu⸗ 
ſammenſetzung ſtändig gewechſelt hat, ſoll gleich⸗ 
bleibend 100 Einheiten betragen haben. Die Ver⸗ 
kaufspreiſe je Einheit waren Ende 1936 21 S, 
Ende 1937 20 S und Ende 1938 15 RM. Die An⸗ 
ſchaffungskoſten waren 1938 11 RM. 

Der Bilanzanſatz war demzufolge 1936 
14700 S und 1937 14 000 S (= 9333 Reichs⸗ 
mark). Der Bilanzanſatz im Hauptabſchluß für 
1938 müßte auf 11000 AM lauten. Dem Rd%- 
Erlaß vom 26. Januar 1939 gemäß ſollen aber 
zuläſſigerweiſe gebildete ſtille Rücklagen 
bis zur Aufſtellung der Reichsmarkeröffnungs⸗ 
bilanz weitergeführt werden können, und zwar 
auch dann, wenn nach den Gewinnermittlungsvor⸗ 
ſchriften des Einkommenſteuergeſetzes die Bildung 
der ſtillen Rücklage nicht zuläſſig geweſen wäre 
und wenn daher die Rücklage im Hauptabſchluß 
für 1938 ſteuerpflichtig aufzulöſen wäre. Dies Er⸗ 
gebnis wird am einfachſten dadurch erzielt, daß für 
1938 die bisherige Bewertungsart 
weiter geduldet wird. Der Steuerpflichtige 
darf ſomit die Ware im Hauptabſchluß für 1938 
mit den Verkaufspreiſen abzüglich des bisher von 
ihm angewendeten Abſchlags, alſo mit (15 000 
— 4500 =) 10 500 RM bewerten. 


Z J. Ein Maſchinenfabrikant hat eine ſelbſthergeſtellte 


Maſchine (Gerftellungstoften 1936 10 000 &) 
im Hauptabſchluß für 1936 mit 9000 S und im 
Hauptabſchluß für 1937 mit 6000 S bewertet. 
Die niedrigere Bewertung war wegen der ſchweren 
Verkäuflichkeit und der damaligen Wirtſchaftslage 
gerechtfert ig t. Der Teilwert am 31. Dezem⸗ 
ber 1938 beträgt 6000 RM. Der Unternehmer 
kann die Maſchine in der Reichs marker ⸗ 
öffnungsb i la nz zum Teilwert einſetzen. Im 
Hauptabſchluß für 1938 kann er den 
letzten Wertanſatz von 4 000 RM (= 6 000 Sy fort- 
führen. Weder das Handelsrecht nach 8 6 Ziffer 2 
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Satz 3 EStG ſchreiben den Anſatz zum höheren 
Teilwert vor. 


Wäre die Maſchine vor Aufſtellung der Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz für 6000 RM verkauft 
worden, jo wäre der Gewinn (2000 RM) voll 
ſteuerpflichtig. Eine Berichtigung der Bilanz⸗ 
anſätze in den Hauptabſchlüſſen 1936 und 1937 iſt 
nicht möglich. 


Z. II. Wenn der Maſchinenfabrikant die Maſchine 
unzuläſſigerweiſe 1936 mit 5000 S und 
1937 mit dem Schrottwert von 500 S bewertet 
hätte, ſo würde die Aufdeckung der Unterbewertung 
in der Reichsmarkeröffnungsbilanz das Finanz⸗ 
amt veranlaſſen können, die für 1936 und 
1937 verkürzten Beträge nachzufordern, wenn 
nicht vorher eine freiwillige Berichtigung erfolgt. 
Bei einer Berichtigung wären als Bilanzanſatz 
für die Maſchine die im Beiſpiel ZI angegebenen 


Werte einzuſetzen. Die dadurch eintretende Er⸗ 
höhung des Gewinns für 1936 um 4000 S 
würde eine ſteuerliche Auswirkung nicht haben. 
Der ſteuerpflichtige Gewinn für 1937 würde 
ſich um 5 500 S erhöhen. 


Die Beiſpiele Y und 2 zeigen die Schwierigkeiten 
für die Behandlung der ſtillen Rücklagen bei den 
Warenbeſtänden. Hier muß einmal unterſchieden wer⸗ 
den, ob die Nämlichkeit (Identität) der Ware 
gewahrt iſt (Beiſpiele ZI und II) oder nicht (Beiſpiele 
I und II), und weiter, ob die Unterbewer⸗ 
tung zuläſſig war (Beiſpiele VII und Z ) oder 
nicht (Beiſpiele YI und 2 II). Von der Beantwortung 
dieſer Fragen hängt es ab, welche Erklärungen und 
Bilanzen berichtigt werden können und welche 
Folgen ſich an die Berichtigungen knüpfen. Für die 
zweite Frage ift in dem Ro§⸗Erlaß vom 26. Januar 
1939 ausdrücklich beſtimmt, daß fie nicht klein⸗ 
lich beurteilt werden ſoll. 


Unternehmergemeinschaft und Mitunternehmerschaft 


Von Regierungsrat Dr. Dr. Lenski, Lehrer an der Reichsfinanzschule Ilmenau 


Inhalt: 


8. Mitunternehmerſchaft und Angeſtelltenverhältnis, 
9. Mitunternehmerſchaft und ſtille Geſellſchaft, 
10. Familiengeſellſchaften, 


Fortſetzung)“) 

8. Mitunternehmerſchaft und Angeſtelltenverhältnis 

Mitunternehmer iſt, wer in den Anlagewerten 
des Betriebs, insbeſondere an den ſtillen Rücklagen, 
beteiligt iſt. Auf die Stellung nach außen, z. B. auf 
die Eintragung als perſönlich haftender Geſellſchafter 
ins Handelsregiſter, kommt es regelmäßig nicht an. 
Wird ein Angeſtellter am Gewinn und Verluſt 
der Firma beteiligt, ſo iſt er im allgemeinen noch als 
Angeſtellter anzuſehen. Erſtreckt ſich die Beteili- 
gung aber auch auf die Anlagewerte, ſo wird 
der Angeſtellte dadurch Mitunternehmer. 
Seine geſamten Bezüge von der Geſellſchaft ſind dann 
gewerbliche Einkünfte aus der Teilhaberſchaft an der 
Perſonengeſellſchaft, und zwar auch dann, wenn dieſer 
Mitunternehmer nach außen noch als Angeſtellter auf⸗ 
tritt und behandelt wird. Hinweis auf das R§c⸗ 
Urteil vom 21. Juni 1933 VI A 588/30, RStBl. 1933 
S. 1014. 

Die Verhältniſſe können auch umgekehrt liegen. 
Es kann jemand als perſönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter ins Handelsregiſter eingetragen ſein. In 
Wirklichkeit kann es ſich bei ihm aber ſteuerrechtlich 
um einen Angeſtellten der Geſellſchaft handeln. 
Das könnte z. B. dann der Fall ſein, wenn ein Geſell⸗ 
ſchafter keine Einlage geleiſtet hat und auch keine 
Einlage leiſten darf und demnach auch keinen 
Anteil an den Anlagewerten beſitzt, wenn 
er außerdem von den Weiſungen der anderen Gefell- 
ſchafter abhängig iſt und ſeine Haftung im Außen⸗ 


*) Ziffern 1 bis 7 ſiehe DStg 1939 Nr. 19. 


11. Unterbeteiligunaen, 
12. Mitunternehmerſchaft ohne Vermögensanteil, 
13. Nachwort. 


verhältnis durch Gewährleiſtung der anderen Geſell⸗ 
ſchafter tatſächlich beſeitigt iſt. Hinweis auf das NF3H- 
Urteil vom 15. Januar 1931 VI A 611/30, RStBl. 
1931 S. 275. 


9. Mitunternehmerſchaft und ſtille Geſellſchaft 


An den Handelsgewerben von Einzelkaufleuten 
oder Perſonengeſellſchaften ſind oft andere Perſonen 
als ſogenannte ſtille Geſellſchafter beteiligt. 
Eine Beteiligung als ſtiller Geſellſchafter iſt gegeben, 
wenn ſich jemand an dem Handelsgewerbe eines an- 
deren mit einer Vermögenseinlage beteiligt und die 
Einlage ſo leiſtet, daß ſie in das Vermögen des In⸗ 
habers des Handelsgeſchäfts übergeht (8 335 SGB). 
Der ſtille Geſellſchafter iſt am Gewinn und 
Verluſt des Unternehmens beteiligt. Die Beteili- 
gung am Verluſt kann ausgeſchloſſen werden, die Be⸗ 
teiligung am Gewinn jedoch nicht. Etwaige Verluſte 
mindern die Einlage des ſtillen Geſellſchafters. 
Gewinne müſſen zuerſt zur Auffüllung der etwa durch 
Verluſte verminderten Einlage verwendet werden. 
Beſteht die Einlage in voller Höhe, ſo vermehren nicht 
abgehobene Gewinne die Einlage nicht, wenn nicht 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart iſt (8 337 
HGB). Bei der Auseinanderſetzung erhält der ftilfe 
Geſellſchafter 8 340 Abſatz 1 SGB gemäß ſein Gut⸗ 
haben in Geld ausgezahlt. 

Die Bedeutung des § 340 Abſatz 1 HGB iſt im 
bürgerlichen Recht umſtritten. Das Reichsgericht hat 
in einem Urteil (Entſcheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilſachen Band 94 S. 106) den Grundſatz auf⸗ 
geſtellt, der Auseinanderſetzung zwiſchen Unternehmer 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr.20 / 20. Mai 1939 S. 498 


und ſtillem Geſellſchafter müſſe das ganze Geſchäfts⸗ 
vermögen zugrunde gelegt werden. Das würde be⸗ 
deuten, daß der ſtille Geſellſchafter bei der Ausein⸗ 
anderſetzung einen ſeiner Einlage entſprechenden An⸗ 
teil an den in den Anlagewerten ſteckenden ſtillen 


Rücklagen und einem etwaigen Geſchäftswert erhalten 
würde. 


Der Anſicht des Reichsgerichts iſt entgegengehal⸗ 
ten worden, daß bei wirklichen ſtillen Geſellſchaften 
das Betriebsvermögen im Alleineigentum des Unter⸗ 
nehmers bleibe und daß der ſtille Geſellſchafter nur 
einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Rückzahlung ſeiner 
Einlage habe. Der ſtille Geſellſchafter könne deshalb 
im allgemeinen an den Wertveränderungen der An⸗ 
lagewerte nicht teilnehmen. 


Wie dieſe Frage im bürgerlichen Recht zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, kann hier dahingeſtellt bleiben; denn der 
Begriff der ftillen Geſellſchaft im bürgerlichen Recht 
u für das Steuerrecht ſchon deswegen nicht verwert⸗ 
155 weil eine einheitliche Auffaſſung über das Weſen 

er ſtillen Geſellſchaft im bürgerlichen Recht nicht be⸗ 
ſteht. Im Steuerrecht iſt von der Tatſache auszu⸗ 
gehen, daß die Vereinbarungen der Parteien 
über ſtille Geſellſchaftsverhältniſſe verſchie den⸗ 
artig ſind. In vielen Fällen haben ſtille Geſell⸗ 
ee außer dem Anſpruch auf einen Teil des Ge⸗ 
u nur einen Anſpruch auf Auszahlung ihrer 
115 n 15 ge. In anderen Fällen dagegen haben die 
758 a auch ein Anrecht auf einen Teil 
10 in en Anlagewerten ſteckenden ſtillen Rück⸗ 
0 5 1 In Fällen der erſten Art beſitzen die ſtillen 
Sr ſchafter nur eine Kapitalforderung, in 
an 1155 17 zweiten Art aber einen Vermögens⸗ 
5 ; 5 Geſellſchafter können des⸗ 
iſt 1 5 15 Ms ent die im Einzelfall zu prüfen 
F en Kar oder als Mitunterneh⸗ 


Steuerrechtlich iſt darum zwiſch 
| | hen dem ſogenann⸗ 
den p lchen ftillen Geſellſchafter und 
A nichttypiſchen ſtillen Geſellſchaf⸗ 
Geſellſch unterſcheiden. Nur der typiſche ſtille 
cer kann ſteuerrechtlich als wirklicher ſtiller 
fü hafter, alſo als Gläubiger einer Kapital⸗ 
Ge rung betrachtet werden. Eine typiſche ſtille 
mach a iſt gegeben, wenn der ſtille Geſellſchafter 
Geſellſc Vertragsbedingungen bei der Auflöſung des 
ee ines außer dem noch nicht ab⸗ 
e nur den Nennbetrag ſeines 
As 1795 kontos zu beanſpruchen hat und nicht 
Nickl 1 0 kann, daß er einen Anteil an den ſtillen 
gen und einem etwaigen Firmenwert erhält. 


De 11 . 

ſitzt nk aloe ftille Geſellſchafter be- 
einen Anſpruc ap ital forderung, weil er nur 
kontos hat. 25 auf den Nennbetrag ſeines Kapital⸗ 
beſonderer oz derung iſt eine Forderung 
des ſtilen Geſellſcha t, weil ſie durch den Verluſtanteil 
auch durch den G afters gemindert, unter Umſtänden 
Inſofern weiſt dei vermehrt werden kann. 
ſchafters wit einen lage des wpiſchen feilen Gesell. 
auf. Sie bleibt Fe Vermögensanteil Ahnlichkeiten 
role rotzdem nach ihrem überwiegenden 
Er er eine Kapitalforderung. Der typiſche 

ille Geſellſchafter ift deshalb Gläubi⸗ 


ger und nicht Mitunternehmer. Er iſt 
nur am Geſchäftserfolg, nicht auch am 
Geſchäfts vermögen beteiligt. 


Soll nach dem Willen der Parteien ein ſtiller 
Geſellſchafter bei der Auflöſung des Geſellſchaftsver⸗ 
hältniſſes nicht nur den Nennbetrag ſeines Kapital- 
kontos, ſondern auch einen Anteil an den in den 
Anlagewerten ſteckenden ſtillen Rücklagen und 
einem etwaigen Firmenwert erhalten, ſo liegt eine 
nichttypiſche ſtille Geſellſchaft vor. Der 
nichttypiſche ſtille Geſellſchafter ſteht wirtſchaft⸗ 
lich einem Mitunternehmer gleich. Er iſt nicht nur 
am Geſchäftserfolg, ſondern auch am 
Geſchäftsvermögen beteiligt. Er befitt 
deshalb keine Kapitalforderung, ſondern einen Ver⸗ 
mögensanteil. Der nichttypiſche ſtille Ge⸗ 
ſellſchafter iſt darum als Mitunterneh⸗ 
mer zu behandeln. 


Im RFH-Urteil vom 8. März 1933 IA 330/81, 
RStl. 1933 S. 405 iſt zu dieſen Fragen folgendes 
geſagt: 

„Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs (. .) iſt ein handelsrechtlich als ſtille Ge⸗ 
ſellſchaft eingegangenes Beteiligungsverhältnis 
nicht auch ſteuerrechtlich ſtets als ſolches zu behan⸗ 
deln. Es iſt vielmehr zu unterſcheiden zwiſchen 
einem ſogenannten typiſchen ſtillen Gejell- 
ſchafter, d. h. einem Geſellſchafter, deſſen Gewinn⸗ 
beteiligung ſich nur auf den laufenden Geſchäfts⸗ 
erfolg, nicht dagegen auf den bei der Veräußerung 
von Anlagekapital erzielten Gewinn oder — bei 
Auflöſung des Geſchäfts — auf den etwa für den 
Geſchäftswert erzielten Übererlös bezieht, und 
einem ſtillen Geſellſchafter, der am geſamten Ge⸗ 
ſchäftsvermögen beteiligt iſt und der wirtſchaftlich, 
was ſeine Beteiligung an dem finanziellen Ergeb⸗ 
nis der Geſellſchaft betrifft, dem Geſellſchafter einer 
offenen Handelsgeſellſchaft oder einer Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts naheſteht. Letzteren hat der 
Reichsfinanzhof ſtets als Mitunternehmer . an 
geſehen und dementſprechend feine Einkünfte be⸗ 
handelt. Nur der typiſche ſtille Geſellſchafter bezieht 
Einkünfte aus Kapitalvermögen 


Danach kommt es für die Entſcheidung nicht 
darauf an, daß die beſchwerdeführende Geſellſchaft 
oder ihre Rechtsvorgänger in den Verträgen als 
„Stille Geſellſchafter“ bezeichnet waren. Auch iſt es 
nicht von Bedeutung, wer als Inhaber der Firma 
im Handelsregiſter und wer als Eigentümer der 
dem Betriebe der Firma gewidmeten Grundſtücke 
und Gebäude im Grundbuch eingetragen war. Maß⸗ 
gebend iſt vielmehr die Frage, ob die beſchwerde⸗ 
führende Geſellſchaft am Vermögen, insbeſondere 
an den Anlagewerten der Firma A., beteiligt war.“ 


Die Bedeutung der Unterſcheidung 
zwiſchen (typiſchem) ftillen Geſellſchaftsverhältnis und 
Mitunternehmerſchaft liegt hauptſächlich in folgendem: 


1. Bei der Gewerbeſteuer ! Dem Gewerbe⸗ 
ertrag werden 8 8 Ziffer 3 GewStG gemäß die Ge⸗ 
winnanteile des ſtillen Geſellſchafters hin⸗ 
zugerechnet, ſowie Gehälter und ſonſtige Vergütungen 
jeder Art, die für eine Beſchäftigung des ſtillen Ge⸗ 
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ſellſchafters oder feines Ehegatten im Betrieb ge⸗ 
währt worden ſind. Liegt aber ein Mitunter⸗ 
nehmerverhältnis vor, ſo gehören zum Ge⸗ 
werbeertrag nicht nur die Gewinnanteile des Mit⸗ 
unternehmers und Gehälter für eine Beſchäftigung 
im Betrieb, ſondern auch Vergütungen, die der Mit⸗ 
unternehmer für die Hingabe von Darlehen oder für 
die Überlaffung von Wirtſchaftsgütern von der Geſell⸗ 
ſchaft bezogen hat (8 15 Ziffer 2 EStG). 

2. Bei der Einkommenſteuer: Veräußert 
ein Mitunternehmer ſeinen Vermögensanteil 
und erhält er dabei mehr als den Nennbetrag ſeines 
Kapitalkontos, ſo iſt der Mehrerlös im Rahmen des 
8 16 EStG als Veräußerungsgewinn ſteuerpflichtig. 
Verkauft dagegen ein typiſcher ſtiller Ge⸗ 
ſellſchafter ſeine Einlage mit Gewinn (etwa 
wegen der guten Gewinnausſichten), ſo handelt es ſich 
bei dem Gewinn um eine nicht einkommenſteuer⸗ 
pflichtige Vermehrung der Kapitalsanlage. 


Dieſelbe Perſon kann nicht Mitunternehmer und 
gleichzeitig typiſcher ſtiller Geſellſchafter hinſichtlich 
desſelben Unternehmens ſein, denn eine ſtille Geſell⸗ 
ſchaft iſt gegeben, wenn ſich jemand an dem Handels⸗ 
geſchäft eines anderen mit einer Vermögensein⸗ 
lage beteiligt. Ein Mitunternehmer iſt aber Mit⸗ 
beſitzer des Unternehmens, an dem er beteiligt iſt. 
Das Unternehmen der Perſonengeſellſchaft, der ein 
Mitunternehmer angehört, iſt deshalb mit das 
eigene Unternehmen des Mitunternehmers. 
An ſeinem eigenen Unternehmen kann man ſich 
aber nicht als ſtiller Geſellſchafter be 
teiligen, ſondern nur an dem Unternehmen eines 
anderen. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 17. Juli 
1935 VI A 304/34, RStBl. 1935 S. 1452. 


10. Familiengeſellſchaften 


An Perſonengeſellſchaften ſind in vielen Fällen 
nur die Mitglieder einer Familie (im 
engeren Sinn) beteiligt, alſo nur Vater (oder Eltern) 
und Kinder. Grundſätzlich iſt gegen ſolche Geſellſchaf⸗ 
ten nichts einzuwenden, denn es muß den 
Beteiligten überlaſſen bleiben, zu entſcheiden, ob ſie 
mit Familienangehörigen oder mit Fremden gemein⸗ 
ſam ein Gewerbe betreiben wollen. In vielen Fällen 
kommen Familiengeſellſchaften auch aus wirtſchaftlich 
durchaus berechtigten Gründen zuſtande. Es iſt aber 
auch nicht ſelten zu beobachten, daß die Gründung 
von Familiengeſellſchaften ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend zum Zweck der Steuerumgehung erfolgt. 


Durch die Gründung von Familiengeſellſchaften 
können Steuerumgehungen hauptſächlich bei der Erb⸗ 
ſchaftſteuer (Schenkungſteuer) und der Einkommen- 
ſteuer bezweckt werden. Bei der Einkommen- 
ſteuer könnten z. B. deswegen weniger Steuern zu 
zahlen ſein, weil ein verhältnismäßig hoher Gewinn 
nicht mehr allein einer Perſon (dem Vater), ſondern 
mehreren Perſonen zuzurechnen wäre. Es wäre dann 
im allgemeinen ein erheblich geringerer Steuerſatz an⸗ 
zuwenden. Vorausſetzung iſt, daß die Kinder nicht 
mehr mit dem Vater zuſammen veranlagt werden. 
Bei der Erbſchaftſteuer könnten dadurch gerin- 
gere Steuern zur Erhebung kommen, daß das Ver⸗ 
mögen des Vaters ſchon vor ſeinem Tod den Kindern 


zum Teil in der Form der (nicht erbſchaftſteuerpflich⸗ 
tigen) Gewinnbeteiligung zugewendet würde. 


Wegen der bezeichneten Möglichkeit der Steuer- 
umgehung iſt bei Familiengeſellſchaften in jedem Fall 
zu prüfen, ob ihre Gründung ausſchließlich oder 
vorwiegend aus Zwecken der Steuerumgehung 
erfolgte oder nicht. Bei dieſer Unterſuchung muß 
gründlich und peinlich verfahren werden. Die Prüfung 
darf aber nicht dazu führen, wirtſchaftlich berechtigten 
Gründungen von Familiengeſellſchaften die Anerken- 
nung zu verſagen. 


Familiengeſellſchaften entſtehen ſelten auf die 
Weiſe, daß Eltern und Kinder ſich zuſammenſchließen, 
gemeinſam ein neues Unternehmen begründen, und 
daß dabei jeder Teilhaber aus ſeinem eigenen 
Vermögen eine Einlage leiſtet. In den meiſten Fällen 
kommen Familiengeſellſchaften derart zuſtande, daß 
ein Vater ſeine Kinder an ſeinem ſchon beſtehenden 
Unternehmen beteiligt und ihnen zu dieſem Zweck eine 
Einlage, alſo einen Anteil am Betriebsvermögen, 
ſchenkt. Aus der Schenkung der Vermö⸗ 
gensanteile kann in manchen Fällen geſchloſſen 
werden, daß die Geſellſchaft aus Zwecken der Steuer⸗ 
umgehung gegründet worden iſt. Dieſe Folgerung 
wird im allgemeinen aber nur dann getroffen werden 
können, wenn auch ſonſtige Umſtände auf die 
Abſicht der Steuerumgehung hindeuten. In vielen 
Fällen wird die Schenkung von Vermögensanteilen 
aus ſteuerlich beachtlichen Gründen erfolgen. Dann 
beſtehen keine Bedenken, die Schenkung und die da⸗ 
durch bedingte Entſtehung einer Familiengeſellſchaft 
als zuläſſig anzuerkennen. Eine ernſtliche Schen⸗ 
kung kommt beſonders dann in Betracht, wenn ein 
Vater in vorgeſchrittenem Alter ſeinen Betrieb an ein 
Kind oder mehrere Kinder ganz oder teilweiſe über— 
geben will. 


Im NFH-Urteil vom 30. September 1936 VI A 
801/35, RStBl. 1936 S. 1099 find hierüber folgende 
Ausführungen enthalten: 

„Für die Frage, ob im Einzelfall die zwiſchen 
Familienmitgliedern gegründete Perſonengeſell⸗ 
ſchaft auch ſteuerrechtlich anzuerkennen iſt, iſt das 
geſamte Geſellſchaftsverhältnis zu beurteilen, wie 
es ſich nach dem Gründungshergang und nach der 
Ausgeſtaltung der vertraglichen und tatſächlichen 
Beziehungen im einzelnen in dem maßgebenden 
Steuerjahr darſtellt. Das FG hat für feine Auffaſ⸗ 
fung zunächſt auf das Zuſtandekommen der Kom— 
manditbeteiligungen verwieſen, die ausſchließlich 
durch Schenkungen des Beſchwerdeführers an ſeinen 
Sohn und ſeine Tochter ermöglicht worden ſeien. 
Die Kinder hätten aus eigenem Vermögen nichts in 
das Geſchäft eingebracht, während es im allge⸗ 
meinen Zweck einer KomG fei, den Kapitalfonds 
durch Zuführung neuer Mittel zu ſtärken. Der er⸗ 
kennende Senat hat wohl in früheren Entſcheidun⸗ 
gen bei der Beurteilung von Familiengeſellſchaften 
u. a. auch die Frage unterſucht, ob bei Aufnahme 
eines Familienmitglieds als neuen Geſellſchafters 
dem Betrieb durch die Einlage tatſächlich Betriebs- 
mittel zugeführt wurden, und dies dann verneint, 
wenn die zur Einlage benötigten Geldbeträge dem 
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neuen Geſellſchafter vom bisherigen Betriebs⸗ 
inhaber aus dem Betriebsvermögen geſchenkt wor⸗ 
den waren. Daraus kann jedoch nicht geſchloſſen 
werden, daß beim Vorliegen einer ſolchen Schen⸗ 
kung aus Betriebsmitteln die dadurch ermöglichte 
Geſellſchaftsgründung ſchlechthin ſteuerlich nicht an⸗ 
erkannt werden müßte. Wie auch die in der Land⸗ 
wirtſchaft bisher übliche Gutsüberlaſſung zu Leb⸗ 
zeiten der Eltern ſteuerlich als vorweggenommene 
Erbſchaft anerkannt wurde, muß es auch für den 
Gewerbebetrieb als zuläſſig angeſehen werden, daß 
der Vater insbeſondere in vorgeſchrittenem Alter 
ſeinen Betrieb an ein oder mehrere Kinder ganz 
oder teilweiſe übergibt. Es kann dann aus den Ge⸗ 
ſamtumſtänden des Falls geſchloſſen werden können, 
daß es ſich um eine ernftliche Überlaſſung von Teilen 
des Betriebsvermögens im Sinn einer ſchon bei 
Lebzeiten erfolgten Erbteilung handelt und nicht 
nur um eine lediglich aus den außergeſchäftlichen 
Familienbeziehungen zu erklärende Maßnahme, 
deren Hauptzweck etwa die Verteilung des gewerb⸗ 
lichen Gewinns auf mehrere Familienmitglieder 
in geſchäftlich ungerechtfertigter Höhe und damit 
überwiegend die Umgehung oder Minderung von 
Erbſchaft⸗ und Einkommenſteuer iſt. Die ſteuer⸗ 
liche Anerkennung einer unter Familienmitgliedern 
gegründeten Perſonalgeſellſchaft, auch wenn ſie nur 
durch Schenkung von Betriebsvermögen ermöglicht 
wurde, erſcheint auch deshalb erforderlich, weil ſonſt 
die Betriebsinhaber dazu gedrängt würden, an 
Stelle einer Perſonalgeſellſchaft die nach national⸗ 
er Wirtſchaftsauffaſſung unerwünſchte 
am der Kapitalgeſellſchaft, insbeſondere 
0 . mbc, zu wählen, die beim 
er eines Gewerbebetriebs und bürger⸗ 
lich rechtlich einwandfreier Gründung auch ſteuer⸗ 
derte werden müßte. Bei ſchenkungsweiſer 
= die Beben Teilen des Betriebsvermögens 
55 1 5 Familienmitglieder iſt der Wert der Zu⸗ 
e bei Überſchreitung der Freigrenzen zur 
115 ſchaftſteuer heranzuziehen. Iſt dies aber 
: irgendwelchen Gründen unterblieben, dann 
ann nur aus dieſem Grund der Familiengeſell⸗ 
t nicht die Anerkennung verſagt werden, ſon⸗ 
a die Erbſchaftſteuer iſt nachträglich zu erheben. 
1 im übrigen der erkennende Senat früher bei 
eng von Familiengeſellſchaften als 
Uma er Merkmale für das Vorhandenſein des 
11 85 allen auch auf den Umſtand verwieſen 
5 vi die Schenkung nicht die Erbſchaftsfrei⸗ 
1 Bi erichritten hatte, fo wird dieſem Umſtand 
1110 555 wegen des durch das Geſetz zur Ande⸗ 

es Erbſchaftſteuergeſetzes vom 16. Oktober 


1984 2 8 
e erhöhten Freibetrags (z. B. für 
ſchrift n AM für die unter dieſe Vor⸗ 


Hwendungen) für die einkommen⸗ 
5 eurteilung regelmäßig keine Be⸗ 
eigemeſſen werden können. 


We j 
führer wegen tung benden e ee e 
im Geſchäft aus es vorgeſchrittenen Alters ſeinen 
titen aufnahm auch deten Sohn als Kommanbdi- 
durch eine K und die Tochter als zweites Kind 
ſtell 5 ommanditbeteiligung nicht ſchlechter 
en wollte als den Sohn, dann wird man bei 


ſteuerrechtliche 
deutung mehr 


dieſer Sachlage auch eine Schenkung der zur Er⸗ 
höhung der Kommanditeinlagen erforderlichen 
Gelder aus dem Betriebsvermögen nicht ohne 
weiteres als Beweis für die mangelnde Ernſtlichkeit 
der Gründung anführen können.“ 


Die Schenkung der Vermögensanteile durch die 
Eltern führt demnach nicht grundſätzlich zur Nicht⸗ 
anerkennung einer Familiengeſellſchaft. Es treten 
aber oft andere Umſtände hinzu, die auf eine Abſicht 
der Steuerumgehung hindeuten. In ſolchen 
Fällen kann auch die Tatſache, daß die Kinder keine 
Einlagen aus ihrem eigenen Vermögen geleiſtet haben, 
dazu herangezogen werden, eine Familiengeſellſchaft 
als Scheingründung anzuſehen. 


Auf die Abſicht der Steuerumgehung wird regel⸗ 
mäßig zu ſchließen ſein, wenn die Rechte der beteilig⸗ 
ten Kinder in der Familiengeſellſchaft jo beſchn it⸗ 
ten ſind, daß ſich tatſächlich an der alleinigen Ver⸗ 
fügungsgewalt des Vaters über den Betrieb und die 
Erträge wenig geändert hat. Das würde z. B. dann 
vorliegen, wenn die Feſtſetzung der Gewinn⸗ 
anteile für einige oder alle Kinder allein dem 
Vater zuſtände, wenn außerdem die Geſchäfts⸗ 
führung, die Aufſtellung der Bilanz und die Feſt⸗ 
ſetzung des Gewinns allein dem Vater obliegen würde 
und die Kinder nur mit Zuſtimmung des Vaters über 
die ihnen gutgeſchriebenen Gewinnanteile und Zinſen 
verfügen dürften. Die Annahme einer Scheingrün⸗ 
dung würde weiterhin naheliegen, wenn der Vater 
den Geſellſchaftsvertrag ohne Einhaltung einer Kün⸗ 
digungsfriſt und ohne Angabe von Gründen jederzeit 
kündigen könnte, wenn für die Kinder das Recht 
der Bucheinſicht ausgeſchloſſen oder weitgehend 
beſchränkt wäre oder wenn die Kinder dem Vater un⸗ 
widerruflich Vollmacht erteilt hätten, ſie in allen Ge⸗ 
ſellſchaftsangelegenheiten in vollem Umfang zu ver⸗ 
treten. Auf die Abſicht der Steuerumgehung würde 
es außerdem hindeuten, wenn eine Familiengeſell⸗ 
ſchaft (OHG oder Kom) nicht zur Eintragung 
ins Handelsregiſter angemeldet würde oder 
nicht einmal den Gefolgſchaftsangehörigen die Auf⸗ 
nahme der Kinder in den Betrieb als Mitunternehmer 
bekanntgegeben würde oder wenn dem Vater das Recht 
eingeräumt wäre, im Fall einer Kündigung des Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältniſſes das Unternehmen mit Aktiven 
und Paſſiven ohne Liquidation zu übernehmen. 
In ſolchen Fällen wäre aus den Vereinbarungen zu 
entnehmen, daß die Beteiligten mit dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag eine Steuerumgehung, insbeſondere eine Vor⸗ 
wegnahme künftiger Erbſchaft bezweckten. Hinweis 
auf die RFH⸗Urteile vom 20. November 1929 VI A 
1487/29, RStBl. 1930 S. 195, vom 8. Auguſt 1930 
VI A 1122/30, RStBl. 1930 S. 680, vom 12. Februar 
1936, VI A 948/34, RStBl. 1936 ©. 194 und vom 
27. November 1935, VI A 834/85, RStBl. 1936 S. 251. 


In manchen Fällen find die Geſellſchafterrechte der 
Kinder nicht oder nicht weſentlich eingeſchränkt, den 
Kindern find aber Gewinnbeteiligungen ein; 
geräumt, die im Verhältnis zu ihrer Einlage, zu dem 
Umfang ihrer Haftung oder zu ihrer Arbeitsleiſtung 
im Betrieb unverhältnismäßig hoch ſind. Regelungen 
dieſer Art laſſen den Schluß zu, daß mit dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag außer einer Umgehung der Erb- 
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ſchaftſteuer eine Senkung der Einkommenſteuer⸗ 
zahlung bezweckt iſt. Regelmäßig wird die Geſellſchaft 
beim Vorliegen ſolcher Umſtände ſteuerlich nicht anzu⸗ 
erkennen fein. Hinweis auf die RFH-Urteile vom 
30. September 1936 VI A 801/35, RStBl. 1936 
S. 1099, vom 14. Oktober 1936 VI A 465/35, RStyBl. 
1936 S. 1101 und vom 17. Auguſt 1938 VI 401/38, 
RStBl. 1938 S. 1003. 


Unter Umſtänden könnte es aber auch in Betracht 
kommen, die zu hohen Gewinnausſchüttungen an die 
Kinder als Entnahme des leitenden Ge⸗ 
ſellſchafters (Vater) und Schenkung von 
ihm an die Kinder zu behandeln. 


Werden Familiengeſellſchaften aus den angeführ⸗ 
ten oder anderen Gründen 88 1 und 6 StAnp gemäß 
nicht anerkannt, weil mit ihnen eine Steuerumgehung 
bezweckt iſt, ſo iſt der Vater mit dem geſamten 
Gewinn der Geſellſchaft zur Einkommenſteuer heran⸗ 
zuziehen. Haben in Fällen dieſer Art volljährige 
Kinder im Unternehmen mitgearbeitet, ſo 
iſt ihnen aber für ihre Tätigkeit im Betrieb eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung zuzurechnen. Dieſe Ver⸗ 
gütung mindert den Gewinn des Vaters. 


Viele Familiengeſellſchaften ſind keine Schein⸗ 
gründungen, ſondern aus berechtigten Gründen ge- 
bildet. Dann iſt die Geſellſchaft anzuerkennen, auch 
wenn es bei flüchtiger Betrachtung den Anſchein hat, 
daß durch die Geſellſchaft eine Gewinnverteilung auf 
die Kinder herbeigeführt werden ſollte. Fälle dieſer 
Art ſind insbeſondere dann gegeben, wenn ein 
alternder Vater ſeinen Betrieb allmählich an 
einen Sohn oder an mehrere Söhne übergeben will. 
Will der Vater dann den Betrieb noch nicht ganz aus 
der Hand geben, ſondern noch eine Zeitlang die Ge⸗ 
ſchicke des Unternehmens mitleiten, fo iſt es zweck⸗ 
mäßig und auch notwendig, daß Vater und Sohn 
vorläufig den Betrieb gemeinſam führen 
und zu dieſem Zweck eine OHG gründen. Gegen eine 
ſolche, dem natürlichen Verlauf der Dinge 
entſprechende Maßnahme wird regelmäßig nichts ein⸗ 
zuwenden ſein, wenn nicht andere gewichtige Gründe 
auf eine Scheingründung hinweiſen. 


Die Gründung einer Familiengeſellſchaft kann in 
Fällen der bezeichneten Art aber nur dann als zuläſſig 
angeſehen werden, wenn der Sohn erwachſen 
iſt und die nötige Sachkunde für die Tätigkeit im 
Betrieb an verantwortlicher Stelle beſitzt. Regelmäßig 
wird man auch fordern müſſen, daß die Söhne ſchon 
einige Zeit im Betrieb mitgearbeitet haben. Voraus- 
ſetzung für die Anerkennung einer ſolchen Geſellſchaft 
iſt außerdem, daß die Oö zur Eintragung ins 
Handelsregiſter angemeldet wird oder, wenn das vor⸗ 
läufig unterbleibt, daß mindeſtens umgehend der 
Gefolgſchaft der Eintritt des Sohnes als Teilhaber 
mitgeteilt wird. 


Im Fall des RZH-Urteild vom 11. Auguſt 1937 
VIA 481/37, RStBl. 1937 S. 1113 handelte es ſich 
um folgenden Tatbeſtand: 

„Der Beſchwerdeführer war früher Allein⸗ 
inhaber der Firma A., einer Werkzeugmaſchinen⸗ 
fabrik mit einer Gefolgſchaft von rund 100 Mann. 
Am 14. Februar 1928 wurde im Handelsregiſter als 


Erwerber und alleiniger Inhaber der Firma der 
1906 geborene Sohn des Beſchwerdeführers ein⸗ 
getragen. Nach einem weiteren Regiſtereintrag hat 
der Sohn im Jahr 1932 ſeinen Vater, den Be⸗ 
ſchwerdeführer, zum Einzelprokuriſten beſtellt. 
Einige Monate ſpäter hat der Beſchwerdeführer 
laut Eintrag im Handelsregiſter die Firma wieder 
von ſeinem Sohn übernommen. Im Januar 1934 
hat er nach einem weiteren Eintrag dem Sohn 
Prokura erteilt. Nach dem Handelsregiſter ſoll dann 
der Sohn am 1. Januar 1935 wieder in das Geſchäft 
als Teilhaber eingetreten ſein, und zwar zunächſt 
mit einem Anteil von 50 v. H., ſpäter von 87 v. H. 
Nach den Angaben des Beſchwerdeführers ſoll ſein 
Sohn jedoch bereits im Jahr 1934 Teilhaber der 
Firma geweſen fein, und zwar habe er am 1. Ja⸗ 
nuar 1934 ein Kapitalkonto von 3497 RM gehabt. 
Am Gewinn ſei er mit 50 v. H. beteiligt geweſen. 
Die Vorbehörden haben eine Teilhaberſchaft des 
Sohnes für 1934 verneint und den gemäß dem Er⸗ 
gebnis einer Buchprüfung von 8160 RM auf 
30 672 AM erhöhten Betriebsgewinn nach Abzug 
von 4080 AM Arbeitslohn des Sohns einkommen⸗ 
ſteuerlich ganz dem Beſchwerdeführer zugerechnet. 
Das 3G hat angenommen, der Sohn ſei ja erſt im 
Januar 1934 Prokuriſt geworden, das ſei mit einer 
Teilhaberſchaft unvereinbar; er ſei auch erſt Anfang 
1935 als Geſellſchafter ins Handelsregiſter einge⸗ 
tragen worden. Nach den Angaben des Buchprüfers 
habe die kaufmänniſche Leitung des Betriebs 
nach wie vor in den Händen des Beſchwerdeführers 
gelegen; allerdings ſei der Sohn, der die erforder⸗ 
liche Vorbildung beſitze, im Jahr 1934 der tech⸗ 
niſche Leiter des Betriebs geweſen. Wie ſich aus 
den Akten weiterhin ergibt, hat ſich der Beſchwerde⸗ 
führer im April oder Mai 1934 an einer anderen 
Firma, der B.-GmbH, als Gründer und wirtſchaft⸗ 
lich alleiniger Geſellſchafter beteiligt und dieſe 
Firma auch tatſächlich geleitet. Erſt ſpäter, im Jahr 
1936, hat er die Hälfte der Anteile an einen Dritten 
verkauft; er war und iſt Geſchäftsführer dieſer 
GmbH, mit der der Sohn nichts zu tun hat.“ 


Der NSS hat die Familiengeſellſchaft auch für 
1934 mit folgender Begründung anerkannt: 


„Es iſt zwar richtig, daß der RF in feſtſtehender 
Rechtſprechung eine OHG zwiſchen Vater und 
Kindern dann nicht anerkannt hat, wenn die Geſell⸗ 
ſchaft nicht als ſolche arbeitet und ein Scheingebilde 
zum Zweck der Steuererſparnis iſt. Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des JG reichen aber zu dieſer An⸗ 
nahme nicht hin. Die ſteuerlichen Belange verlangen 
nicht, eine der fortſchreitenden Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe entſprechende allmähliche Übertragung 
eines Betriebs vom Vater auf den als Betriebs- 
führer voll ausgebildeten Sohn zu erſchweren. Es 
entſpricht durchaus dem natürlichen Verlauf der 
Dinge, wenn der alternde Vater mit der Zeit ſeinem 
Sohn den Betrieb teilweiſe oder ganz übergibt. 
Wenn der Vater den Betrieb noch nicht ganz aus 
der Hand geben will, ſo iſt es vernünftig, zweck⸗ 
mäßig und notwendig, daß Vater und Sohn ge⸗ 
meinſam den Betrieb führen und zu dieſem Zweck 
eine OH ſchließen. Es wird nicht in allen Fällen 
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notwendig ſein, daß, wie in der Regel üblich, ein 
ſchriftlicher Geſellſchaftsvertrag geſchloſſen wird. Es 
kann unter Umſtänden ausnahmsweiſe bei einfachen 
und klaren Verhältniſſen genügen, daß Vater und 
Sohn ſich über die Gemeinſchaftlichkeit ihrer Unter⸗ 
nehmerſchaft mündlich einigen und dies zunächſt 
nur der Gefolgſchaft bekanntgeben. Es wird ferner 
zwar in der Regel notwendig ſein, daß die Geſell⸗ 
ſchaft auch in das Handelsregiſter eingetragen wird. 
Ein zwingender Schluß auf die mangelnde Ernſt⸗ 
lichkeit der Gründung kann im vorliegenden Fall 
jedoch aus dem vorläufigen Unterbleiben der Ein⸗ 
tragung nicht gezogen werden, da offenſichtlich in 
den Jahren 1928 bis Anfang 1934 bei der Firma 
die Einträge im Handelsregiſter mit der tatſäch⸗ 
lichen Sachlage aus Gründen, die nicht klargeſtellt 
ſind, nicht übereinſtimmen, ohne daß der Beſchwerde⸗ 
führer aus den unrichtigen Einträgen im Handels⸗ 
regiſter irgendwelche ihm vorteilhafte ſteuerliche 
Folgen zu ziehen verſucht hätte; der Beſchwerde⸗ 
führer hat insbeſondere in den Jahren 1928 bis 
1932 ſich in feinen Steuererklärungen trotz der ent⸗ 
gegenſtehenden Handelsregiſtereinträge immer als 
Alleininhaber der Firma bezeichnet. Es müſſen allo 
oe dn n ſein, die die Beteiligten zu 
irreführenden Einträ i i 
n Haben gen im Handelsregiſter 


Das FG hat trotz dieſes Sachverhalts nicht dar⸗ 
gelegt, warum es nicht der ganzen g ent⸗ 
ſprochen hätte, daß vorliegendenfalls der Beſchwerde⸗ 
führer feinen Sohn, den er zu dieſem Zweck ſach⸗ 
Es hatte ausbilden laſſen und der alt genug 
W 5 Betrieb, zunächſt unter Mithilfe des 
1 „zu leiten, in die Firma als Teilhaber auf⸗ 
ann Wenn weiterhin der Sohn einen größeren 
die 179 Betrieb, eine Maſchinenfabrik, bei der 
. a Leiſtung die Hauptſache, jedenfalls 
ſelbſtß er beiden Seiten des Betriebs iſt, techniſch 
5 Andig als Betriebsführer leiten kann, dann iſt 
her wirtſchaftlich vernünftig, zweckmäßig und 
Gem nicht nur zum Schein, wenn der Sohn am 
kein en mit 50 v. H. beteiligt wird. Es iſt auch 
a wegs etwas Außergewöhnliches, wenn in der⸗ 
1 Fällen der Seniorchef noch im Betrieb mit⸗ 
duni bei wichtigen Angelegenheiten von dem 
Bin ef um Rat gefragt wird. Es iſt ferner nicht 

1 . daß der Juniorchef an dem vorhandenen 
iſt; en von vornherein buchmäßig beteiligt 
iſt er 0 15 ſeiner 50prozentigen Gewinnbeteiligung 
i h 5 weiteres an den ſtillen Reſerven der 
5 e und damit auch an dem Anlagever⸗ 
. = ei der Gründung als ſtille Reſerve vor⸗ 
übrige — 7 ſolche ſpäter erworben wird. Im 
buchmäßig a e der Sohn laut Handelsbilanz auch 
konio Be sa 1. Januar 1934 bereits ein Kapital⸗ 
Gewinn el Cr iſt 1934 auch tatſächlich am 
mög, Yo worden. Es iſt aber durchaus 
Arbe Ka Teilhaber der OHG nur feine 
der OHG nicht beanbringt: Geldeinlagen ſind bei 
eeende Sch Betellinotwendis. Daß im vor⸗ 

„ etetligung auch tatſächlich durch⸗ 
n es dafür ſpricht 5 Fahr 95 5 
bilan 1 gemacht hat, die ſeine handels⸗ 
zmäßige Beteiligung am Gewinn weſentlich 


überſtiegen, daß alſo der Vater den Sohn als gleich⸗ 
berechtigten Teilhaber und nicht nur als Prokuriſten 
oder techniſchen Angeſtellten anſah. Das FG hat 
auch nicht gewürdigt, daß der Beſchwerdeführer im 
Jahr 1934 ſich eine ganz andere Firma, die 
B.⸗ GmbH, gegründet hat und überwiegend dort 
tätig war.“ 


In gleichem Sinn hat ſich der Rö im Urteil vom 
15. Juni 1938 VI 292/38 (R Stszl. 1988 S. 779) ge 
äußert. 


Die Verhältniſſe bei Handwerkerbetrie⸗ 
ben ſind in gleicher Weiſe zu beurteilen wie die Ver⸗ 
hältniſſe bei vollkaufmänniſchen Unternehmen. Auch 
bei Handwerkerbetrieben muß der Abſchluß eines 
ausdrücklichen (ſchriftlichen oder mündlichen) 
Vertrags nachgewieſen werden, damit ein Geſellſchafts⸗ 
verhältnis anerkannt werden kann. Es kann nicht 
angenommen werden, daß ein Geſellſchaftsvertrag 
ſtillſchweigend zuſtande gekommen iſt, und 
zwar auch dann nicht, wenn erwachſene Söhne in 
Handwerkerbetrieben mitarbeiten, Unterhalt im väter⸗ 
lichen Haushalt genießen und in keinem beſonderen 
vertraglichen Angeſtelltenverhältnis zum Vater ſtehen. 
Hinweis auf das RFH-Urteil vom 23. Oktober 1929 
VIA 1548/29, RStBl. 1930 S. 359. 


In den Urteilen vom 8. Auguſt 1928 VI A 
782/28 und vom 23. November 1928 VI A 94/28 
hat der RH ausgeſprochen, daß unter ganz ein⸗ 
fach gelagerten Verhältniſſen bei Hand⸗ 
werksbetrieben auch ohne ausdrücklichen Vertragsab⸗ 
ſchluß ein Mitunternehmerverhältnis angenommen 
werden könne. Das ſoll beſonders dann möglich ſein, 
wenn der Vater nicht mehr voll arbeitsfähig iſt, der 
volljährige Sohn aber die Hauptarbeit im Betrieb 
leiſtet und in häuslicher Gemeinſchaft mit dem 
Vater lebt. 

Dieſer Anſicht kann ich nicht zuſtimmen. Auch die 
Inhaber kleiner Handwerksbetriebe ſind nicht ſo unge⸗ 
wandt, daß ſie es nicht wenigſtens mündlich klar zum 
Ausdruck bringen würden, wenn ſie einen Sohn als 
Teilhaber in den Betrieb aufnehmen wollten. Wenn 
ſie mit ihrem Sohn keinen Geſellſchaftsvertrag 
abſchließen, iſt deshalb anzunehmen, daß ſie noch 
alleiniger Inhaber des Betriebs bleiben 
wollen. Tatſächlich würden ſie es ſich in Fällen dieſer 
Art auch nicht gefallen laſſen, wenn ihre Söhne wie 
Geſellſchafter über den Betrieb mitbeſtimmen wollen 
würden. Es iſt demnach meines Erachtens auch in ein- 
fach gelagerten Verhältniſſen an dem Grundſatz feſt⸗ 
zuhalten, daß Mitunternehmerſchaft auch unter 
Familienangehörigen nur angenommen werden kann, 
wenn ein ausdrücklicher Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden iſt. 


11. Unterbeteiligungen 

Regelmäßig ſind Mitunternehmer an ihrer Geſell⸗ 
ſchaft unmittelbar beteiligt. Sie beſitzen einen unmit⸗ 
telbaren Anteil an dem Vermögen der Geſellſchaft. In 
manchen Fällen ſind Perſonen aber nur mittelbar 
an einer Perſonengeſellſchaft betei- 
ligt. In Fällen dieſer Art beſitzt z. B. jemand (A) 
einen Anteil an einer Perſonengeſellſchaft. Er tritt 


S. 498 / Deutsche Steuer-Zeltung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 20 / 20. Mai 1939 
——— a mn 4 U . —tZ——oü—ꝑ—Päem .. me __ BE ger Wise 2 Ze m u 0 Be ee U mn u} 


nach außen als Geſellſchafter auf und iſt auch als 
Geſellſchafter ins Handelsregiſter eingetragen. A hat 
aber mit einem anderen (B) vereinbart, daß B 
am Vermögensanteil des A und an dem darauf ent⸗ 
fallenden Gewinn zu einem beſtimmten Bruchteil 
beteiligt fein ſoll. A iſt dann zum Teil Treuhän⸗ 
der oder vorgeſchobene Perſon für B. A 
wäre bürgerlich⸗rechtlich allein Teilhaber der Per⸗ 
ſonengeſellſchaft. B wäre dagegen bürgerlich rechtlich 
kein Teilhaber der Perſonengeſellſchaft, an der A be⸗ 
teiligt iſt. In wirtſchaftlichem Sinn und auch ſteuer⸗ 
rechtlich muß B aber als Mitunternehmer der Per⸗ 
ſonengeſellſchaft angeſehen werden. Bei Mitunter⸗ 
nehmerverhältniſſen dieſer Art ſpricht man von 
Unterbeteiligungen. (B iſt am Vermögens⸗ 
anteil des A unterbeteiligt.) 


Eine Unterbeteiligung in dieſem Sinn iſt nur 
gegeben, wenn der Unterbeteiligte einen Anteil an den 
Anlagewerten des Unternehmens und einem etwaigen 
beſonderen Geſchäftswert wie ein gewöhnlicher 
Geſellſchafter gemäß der Höhe ſeiner Beteili⸗ 
gung beanſpruchen kann. 


Im allgemeinen wird eine Unterbeteiligung der 
Geſellſchaft bekannt fein, wie in dem Fall des RF H⸗ 
Urteils vom 21. Juni 1933 VI A 588/30 (RStBl. 
S. 1014). Die Geſellſchaft wird dann den Gewinn⸗ 
anteil des Unterbeteiligten in der Er⸗ 
klärung über ihre Einkünfte angeben. Der Gewinn⸗ 
anteil des Unterbeteiligten iſt in Fällen dieſer Art bei 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung zu berückſichtigen. 


Manche Geſellſchaften ſind über Unterbeteiligun⸗ 
gen an ihnen aber nicht unterrichtet. Unterbeteiligte 
Perſonen legen manchmal Wert darauf, daß ihre 
Beteiligung an einem wirtſchaftlichen Unternehmen 
der Umwelt nicht bekannt wird und laſſen deshalb die 
Unterbeteiligung auch gegenüber den anderen 
Geſellſchaftern geheim halten. Der Gewinnanteil des 
Unterbeteiligten kann dann bei der einheitlichen Ge⸗ 
winnfeſtſtellung nicht immer beſonders feſtgeſtellt 
werden, ſondern muß demjengen Geſellſchafter zu⸗ 
gerechnet werden, an deſſen Vermögensanteil die 
Unterbeteiligung beſteht. Hieraus können ſich, beſon⸗ 
ders in Verluſtjahren, Schwierigkeiten ergeben, 
weil die einheitliche Gewinnfeſtſtellung für die Einzel⸗ 
veranlagungen der Geſellſchafter bindend iſt. In 
Fällen dieſer Art kann ein befriedigendes Ergebnis 
nur dadurch erreicht werden, daß man die einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung ausnahmsweiſe hinſichtlich der 
Unterbeteiligung nicht als bindend anſieht und zuläßt, 
daß der Unterbeteiligte und ſein Treu⸗ 
händer das Unterbeteiligungsverhältnis noch bei 
ihren Einzelveranlagungen geltend machen können. 
Hinweis auf das RFH-Urteil vom 15. Januar 1936 
VIA 282/35 (RStBl. 1936 S. 554). 


Eine Unterbeteiligung liegt, wie oben ausgeführt, 
nur vor, wenn der Unterbeteiligte am Vermögen und 
den ſtillen Rücklagen des Unternehmens beteiligt iſt. 
Vorausſetzung hierfür iſt im allgemeinen, daß der 
Unterbeteiligte als Gegenleiſtung für die Gewährung 
ſeiner Geſellſchafterrechte der Geſellſchaft oder dem⸗ 
jenigen Geſellſchafter, an deſſen Vermögensanteil er 
unterbeteiligt iſt, Vermögenswerte zuge⸗ 
wendet hat. Von der Unterbeteiligung (am Ver⸗ 


mögen) iſt die bloße Gewinnbeteiligung 
zu unterſcheiden. Eine bloße Gewinnbeteiligung iſt 
gegeben, wenn jemand an dem Gewinn, der auf einen 
Vermögensanteil an einer Perſonengeſellſchaft entfällt, 
beteiligt wird, ohne ſelbſt Geſellſchafter⸗ 
rechte, insbeſondere einen Vermögensanteil, zu er⸗ 
langen. Bloße Gewinnbeteiligungen werden haupt⸗ 
ſächlich an nahe Verwandte gewährt. Die über⸗ 
laſſung des Gewinnanteils ſtellt ſich für den Geſell⸗ 
ſchafter, der einen Teil ſeines Anteils am Gewinn der 
Perſonengeſellſchaft an einen anderen abtritt, als 
Einkommensverwendung dar. Der Ge⸗ 
winnanteil dieſes Geſellſchafters iſt deshalb ſo zu 
ermitteln, als ob er eine Gewinnbeteiligung nicht 
gewährt hätte. Hinweis auf das RFS-Urteil vom 
25. Juli 1934 VI A 433/34 (RStchl. 1935 S. 332). 


12. Mitunternehmerſchaft ohne Vermögensanteil 


In der Rechtſprechung iſt wiederholt betont, daß 
als Mitunternehmer nur derjenige angeſehen 
werden kann, der einen Anteil am Vermögen 
einer Perſonengeſellſchaft beſitzt. An dieſer Anſicht iſt 
grundſätzlich feſtzuhalten. Dieſer Grundſatz erleidet 
aber einige Ausnahmen. 


Es iſt bürgerlich⸗rechtlich nicht begriffsnotwendig, 
daß ein Geſellſchafter eine Vermögenseinlage leiſtet. 
Es genügt, wenn er ſeine Arbeitskraft in die 
Geſellſchaft einbringt. Dieſe Rechtsgeſtaltung gilt auch 
für das Steuerrecht. Es iſt demnach auch derjenige als 
Mitunternehmer anzuerkennen, der nur ſeine Arbeits⸗ 
kraft in eine Geſellſchaft eingebracht hat, allerdings 
unter der Vorausſetzung, daß ihm volle Geſell⸗ 
ſchafterrechte gewährt ſind. Genießt ein Mit⸗ 
unternehmer dieſer Art volle Geſellſchafterrechte, fo 
kann er jederzeit einen Vermögensanteil dadurch 
bilden, daß er einen Teil ſeines Gewinns nicht abhebt, 
ſondern bei der Geſellſchaft ſtehen läßt. Der nicht 
abgehobene Gewinnanteil würde keine 
Kapitalforderung gegen die Geſellſchaft, ſondern einen 
echten Vermögensanteil darſtellen. Hierin zeigt ſich 
der Unterſchied zwiſchen einem Geſellſchafter, der 
nur ſeine Arbeitskraft eingebracht hat, und einem 
Angeſtellten. Läßt ein Angeſtellter einen Teil 
ſeines Gehalts bei einer Geſellſchaft ſtehen, ſo beſitzt er 
nur eine Kapitalforderung, aber keinen Vermögens⸗ 
anteil. 

Als Mitunternehmer muß hiernach auch derjenige 
gelten, der zwar noch keinen Vermögens⸗ 
anteil beſitzt, aber volle Geſellſchafter⸗ 
rechte hat, und ſich deshalb jederzeit ohne weitere 
Vereinbarung durch eine Einlage einen Vermögens⸗ 
anteil verſchaffen kann. Dieſe Rechtsauffaſſung hat in 
der Praxis beſondere Bedeutung für Familiengeſell⸗ 
ſchaften erlangt, wie ſich aus den in Abſchnitt 10 ange⸗ 
führten R§5H⸗Urteilen vom 11. Auguſt 1937 VIA 
481/37 (RStBl. 1937 S. 1113) und vom 15. Juni 1938 
VI 292/38 (RStBl. 1938 S. 779) ergibt. 


a Ausnahmsweiſe kann auch in anderen Fällen 
jemand als Mitunternehmer angeſehen werden, ob⸗ 
wohl er einen Anteil am Geſellſchaftsvermögen nicht 
beſitzt. Das wird insbeſondere dann gegeben ſein, 
wenn jemand aus einer Geſellſchaft ausge⸗ 
ſchieden iſt und mit ſeinem Kapitalkonto abgefun⸗ 
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den worden iſt, trotzdem aber noch auf Grund vertrag⸗ 
licher Abmachungen die Geſellſchaft im weſent⸗ 
lichen leitet. Dem RF ⸗Urteil vom 9. März 1938 
VI 81/38 (RStBl. 1938 S. 643) lag folgender Tat⸗ 
beſtand zugrunde: 


„A war an dem Vermögen und am Gewinn der Be⸗ 
ſchwerdeführerin, einer OHG, bis zum Jahr 1928 mit 
einem Viertel beteiligt. Die übrigen Geſellſchafter 
waren ſein Sohn und ſeine beiden Schwiegerſöhne, 
an deren Stelle im Jahr 1935 ihre Ehefrauen 
getreten ſind. Mit der Wirkung vom 1. Januar 1929 
iſt A aus der OHG ausgeſchieden, wobei er in Höhe 
ſeines Kapitalkontos abgefunden wurde. Er behielt 
aber auch nach ſeinem Austritt ſeine Stellung als 
Seniorchef der Firma bei. Gemäß dem Abfindungs⸗ 
vertrag vom 28. November 1928 ſtellt er ſeine 
Kenntniſſe und Erfahrungen der Firma weiter zur 
Verfügung und führt den Vorſitz in den Geſell⸗ 
ſchafterverſammlungen. Für dieſe Tätigkeit erhielt 
er außer Sachbezügen eine Vergütung von 25 v. H. 
des Bilanzgewinns. In einem weiteren Vertrag 
vom 10. November 1935 werden ſämtliche bisherigen 
vertraglichen Beſtimmungen aufgehoben und durch 
folgende neue Vereinbarungen erſetzt: 


„Herr A bleibt Seniorchef der Firma A & C 
e 5 o. In 
dieſer Eigenſchaft hat er folgende Funktionen: 


a) Alle wichtigen Entſcheidungen, die außerhalb 
des laufenden Geſchäfts zu treffen ſind, ſind 
mit ihm zu beraten. 


b) Bei Meinungsverſchiedenheiten unter den Ge⸗ 
ſellſchaftern in bezug auf die Geſchäftsführung 
und entwicklung der Firma A hat Herr A die 
ausſchlaggebende Stimme. 

e) In Streitigkeiten zwiſchen der Firma A und 
der Firma B ift Herr A Schiedsrichter. 

d) Herr A iſt laufend über die Geſchäftstätigkeit 
der Firma A zu informieren. Er verpflichtet 
fie) auch ſeinerſeits, fo oft es die Geſchäftsver⸗ 
bältniffe erfordern, für eine telephoniſche oder 
perſönliche Beſprechung zur Verfügung zu 
ſtehen.“ 

Hierfür erhält A für das Jahr 1935 ein 
Fixum von 70 000 RM und ab 1. Januar 1936 

5 monatliches Fixum von 3000 RM, außer⸗ 
8000 Ar Jahresende eine Tantieme von 
ar M fowie freie Wohnung, Licht und 

5 5 m ferner Erſatz der baren im Intereſſe 
Reisekosten, e Aufwendungen, wie 
N elephonkoſten, Bürohilfe, Auto⸗ 

2 REG Hat hierzu ausgeführt: 

nge d hat allerdings wiederholt darauf 
An 5 5 Mitunternehmer eines Betriebs 
beſondere an d r an dem Geſchäftsvermögen, ins⸗ 
teiligt iſt. m ſtillen Reſerven eines Betriebs be⸗ 
t. Dieſer Grundſatz gilt aber nicht 


ausnahmslos. Insbeſondere werden bei dem Aus⸗ 
ſcheiden eines Geſellſchafters Fälle eintreten können, 
wo dieſer ſteuerrechtlich noch weiter als Mitunter⸗ 
nehmer behandelt werden muß, auch wenn er 
formellrechtlich nicht mehr an den Anlagewerten 
beteiligt ſein mag. Es kommt hier weniger auf den 
Wortlaut der Abmachungen als darauf an, wie dieſe 
von der Verkehrsauffaſſung und der Volksanſchau⸗ 
ung beurteilt werden. Dieſe würde es aber nicht 
verſtehen, wenn jemand, der einen Betrieb gegrün⸗ 
det und jahrelang die Seele des Betriebs geweſen 
iſt, in dem Augenblick, wo er formell aus dem Be⸗ 
trieb ausſcheidet, aber weiterhin aus eigenem Recht 
die Seele des Betriebs bleibt, nicht mehr Mitunter⸗ 
nehmer ſein ſoll. So liegt der Fall aber hier. Daß 
A auf Grund des urſprünglichen Geſellſchaftsver⸗ 
trags die Geſellſchaft, die nur aus ihm und ſeinen 
Kindern bzw. ſeinen Schwiegerſöhnen beſtand, be⸗ 
herrſcht hat, hat das FG mit zutreffender Begrün⸗ 
dung angenommen. Wenn er nun entgegen der 
Erfahrung des Lebens ſeinen Anteil an dem blühen⸗ 
den Geſchäft lediglich gegen Auszahlung ſeines 
Kapitalkontos aufgibt, vertraglich aber ſeine Stel⸗ 
lung als Seniorchef beibehält, der die Geſellſchaft 
nach wie vor beherrſcht, auch wenn die Geſchäfts⸗ 
führung nach außen einem anderen Geſellſchafter 
zuſtehen mag, ſo können derartige Befugniſſe, die 
eine Geſellſchaft wohl niemals einem Dritten ein⸗ 
räumen würde, nur unter dem Geſichtspunkt der 
Mitunternehmerſchaft erklärt werden. Bezeichnend 
iſt übrigens, daß die Beſchwerdeführerin .. den A 
bis zum Jahr 1935 einſchließlich als Mitunter⸗ 
nehmer angeſehen hat. Wenn ſie dieſe Auffaſſung 
ſeit dem Jahr 1936 mit der Begründung aufgegeben 
hat, daß die vertraglichen Beſtimmungen vom 1. Ja⸗ 
nuar 1936 ab auf eine neue Grundlage geſtellt ſeien, 
fo hat bereits das FG darauf hingewieſen, daß in 
dem neuen Vertrag vom 10. November 1935 lediglich 
andere Bezeichnungen gewählt und die Bezüge an⸗ 
ders geregelt ſind, während die Befugniſſe des A 
im weſentlichen dieſelben geblieben ſind.“ 


Hiernach kann Mitunternehmerſchaft auch ange⸗ 
nommen werden, ohne daß ein Vermögensanteil ge- 
geben iſt oder jederzeit entſtehen kann. Von dieſer 
Möglichkeit darf aber nur in beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen Gebrauch gemacht werden, in denen 
die wirklichen Verhältniſſe der äußeren rechtlichen Ge⸗ 
ſtaltung nicht entſprechen. Andernfalls würde der 
Praxis jedes klare Unterſcheidungsmerk⸗ 
mal genommen werden. 


13. Nachwort 

Die Ausführungen über Perſonengeſellſchaften 
und Mitunternehmerſchaft beſitzen beſondere praktiſche 
Bedeutung für die Fragen der Gewinnermittlung 
und Gewinnverteilung bei Perſonengeſellſchaften. 
Dieſe Fragen ſollen in einem ſpäteren Aufſatz behan⸗ 
delt werden. 
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Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 

Steuergutſcheine ſtark gefragt. Die Bewertungs⸗ 
freiheit nach dem Neuen Finanzplan kann nur für 
Steuergutſcheine I geltend gemacht werden, die der 
Unternehmer bis zum 30. Juni 1939 erhält und bis 
zum 31. Dezember 1939 ununterbrochen beſitzt. Steuer⸗ 
gutſcheine I find daher ſtark geſucht. Sie werden 
zu einem Kurs von 102,40 gehandelt (Stand am 
16. Mai 1939). Steuergutſcheine II ſtanden am 16. Mai 
1939 auf 98 v. H. A 


Spareinlagen im März 1939. Es ergibt ſich das 
folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1938 1989 
Einzahlungen 585,6 598,7 
Auszahlungen 447.9 494,5 
Einzahlungsüberſchuß 87,7 104,2 
Zinsgutſchriften 1 25,3 29,2 
Zunahme 118,0 133,4, 

Einzahlungen Auszahlungen 

Februar 1989 578.7 398,5 
März 1939 598,7 494,5 
Zunahme 25,0 98,0, 


Stand der Geſamteinlagen (Spar- und Ronto- 
korrenteinlagen) am Schluß der Monate in Millionen 


Reichsmark: 
März 1934 13 222,7 
März 1935 14 992,8 
März 19368 16 112,1 
März 1937 17 344,0 
März 1938 19 290,0 
März 1939 21 716,7. 


Ausgabe von Wertpapieren im Kalenderjahr 


1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für die Ausgabe von Wertpapieren im 
Kalenderjahr 1938 das folgende Bild in Millionen 
Reichsmark: 


Neu aufgelegte Wertpapiere 


öffentlich. privat. 
rechtlichen 1111 Unter | fam. 
Körper. nehm. ] neh. men 


ſchaften !) 


mungen 


3) Kurswert der gegen 15 ausgegebenen Aktien 
agen. 
8 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Februar 


9. Konkurſe Vergleichs⸗ 
eröffnet“) verfahren 

Februar 199. 183 28 

Februar 1939. 129 25. 


) Nach den Zählkarten der Amtsgerichte. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im 
Januar 1939 insgeſamt 295 Konkursanträge geſtellt. 
Die Zahl der mangels Maſſe abgelehnten Konkurs⸗ 
anträge betrug 134, das ſind 45,4 v. H. der Geſamtzahl 
der im Januar 1939 geſtellten Konkursanträge. 

— 


Wechſelproteſte im Januar 1939. 


Anzahl u in Durchſchnitts⸗ 
ins- 1000 RM betrag ie 
geramt insgeſamt Wechſel in AM 
Januar 1938. 88 407 5202 185 
Januar 1989 28 675 4292 150. 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung im Jahr 
1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für Zahl und Kapital der Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung das folgende Bild: 


ahl kapital in 
Jab Mill. Nat 


Stamm⸗ 
Zahl] kapital in 
Mill. R 


ON ee 647 
über 500 RM bis unter 5 000 RM} 
DENT e 20000 „ 
2000075 25 50000 „ 
50 00 „ „ „ 100 000 „ 
1000 „ » 5 500 000 „ 
500 000 „„ „ 1000000 „ 
1000000 „ „ 5 000 000 „ 
5 000 0 . = „20 000 000 „ 
20 000 000 „ und darüber 


Zuſammen 30 454 


* Darunter 85 Geſellſchaften m. 5.9. in der Oſtmark mit auf Reichs⸗ 
mark lautendem Stammkapital von zuſammen 30 Mill. NM. 


Arbeit und Soziales 
Volksſchulen im Jahr 1938. Nach Mitteilung von 


„Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich nach dem Stand 
vom 25. Mai 1938 im Altreich das folgende Bild: 


Maffen 


Schulkinder 1457 
davon: Jungen. 735 
Mädchen | 3 779 953 722 
Bebe 180 323 | 179 260 82 
davon: männlich] 131 7183| 131279 72 
weiblich 48 580 47981 10 


) Daneben in 556 Hilfsſchulklaſſen 7409 Jungen und 5 165 Mädchen. 
2) Außerdem 1889 nebenamtlich beſchäftigte und 30049 nebenberufliche 


Lehrer. 
Die Entwicklung der öffentlichen Volks- 


ſchulen zeigt das folgende Bild: 


Veränderungen 
1938 gegenüber 


Klaffeͤn 192 616 b 
Schulkinder 7892 184 | 7 758 307 97,9 
Oehrer 184 927 181750 98.6 
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